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U. A. z. Jl.

U nter d iesem Kürzel hat sich Herr Kaspereit,
mein Vorgänger als Schriftleiter, im Heft 1174

- also vor fast 25 )ahren - verabschiedet; und
so möchte ich es auch tun.

Es ist erstaunlich zu lesen, wie die damals
beschriebenen Thesen zum Wert einer Zeit-
schrift wie dieser auch heute noch Gültigkeit
haben. 1998 wie 1974sind die Nachrichten ein
wirksames Medium, um Aus- und Fortbildung
zu ergänzen, die an verschiedenen Stellen
gesa mmelten Erfahru ngen oder entwickelten
Arbeitsmethoden allgemein zugänglich zu

machen und somit praktische Alltagsarbeit zu

fördern und kostensparende Fachunter-
stützung zu leisten. Daß sich über Niedersach-
sen hinaus eine Leserschaft gebildet hat, mag
das lnteresse an unserer Zeitschrift unterstrei-
chen.

Die,,Nachrichten" waren und sind nie

,,Vereinsnachrichten" gewesen. Persönliche
Angaben und lnformationen über Veranstal-

tungen, Kongresse, Fachtagungen etc. sind
deshalb nur selten vermittelt worden. Daß

fachspezifische Beiträge im Vordergrund ste-
hen, mag der Grund dafür sein, daß die Nach-

richtenhefte so einige,, Rotstiftansätze" über-
standen haben.

Ein Schriftleiter ohne Autoren ist aller-
dings hilflos. In diese Situation ist er aber nie
geraten: dank einer Vielzahl von Verfassern,
die - wenn auch manchmal mit leicht akquisi-
torischem Druck - für Artikel Eewonnen wer-
den konnten. Dank deswegen für die ver-
ständnisvolle und erfreuliche Zusammenar-
beit. Einschließen hierbei möchte ich auch
diejenigen, die mit Druck und Vertrieb befaßt
sind.

Den ,, Nach richten der N iedersächsischen
Vermessu ngs- u nd Katasterverwa ltu ng " wü n-

sche ich ein gedeihliches Fortbestehen.

W.-E. von Daack
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Erfahrungen mit der Kosten- und Leistungsrechnung
in der Niedersächsischen Vermessungs- und Kataster-
verwaltung (KOLEIKAT)

Von Wolf-Erich von Daack

(Nach einem Vortrag zu einer lnformationsveranstaltung der Verwaltungsreform Nieder-
sachsen am '10. Juli 1997 in Hannover)

Vorbemerkung

Zu KOLEIKAT ist bereits zweimal in den
,,Nachrichten" berichtet worden; einmal zur
,,Einführung einer Kosten- und Leistungs-
rechnung beim Katasteramt Osnabrück" [1],
ein weiteres Mal zt)r ,,Kosten- und Leistungs-
rechnung im Katasteramt Osnabrück" l2l. Bei

der Schilderung der Erfahrungen mit der Ko-
sten- und Leistungsrechnung in der Nieder-
sächsischen Vermessu ngs- u nd Kataster-
verwaltung wird verschiedentlich auf die ln-
halte dieser beiden Aufsätze Bezug genom-
mern.

Verfahrensablauf

Abb. 1 gibt einen kurzen zeitlichen Über-
blick über den ,,Werdegang" von KOLEIKAT:
von Beginn des Projektes an bis zur flächen-
deckenden Einführung. Nähere Einzelheiten
hierzu werden in [1] geschildert. Zu ergänzen
ist, daß hinsichtlich des Datums 01.01.1997
die Einführung von KOLEIKAT bei der dama-
ligen ,, Landesvermessung " und der heutigen
,,Ländesvermessung und Geobasisinforma-
tion Niedersachsen (LGN) " zurückgestellt wor-
den ist, um die Umwandlung in einen Landes-
betrieb abzuwarten. Mittlerweile sind Kosten-
artenplan, Leistungsartenliste und Kostenstel-
len überarbeitet und KOLEIKAT (Landes-
vermessung) zur Praxisreife geracht worden.

Der Zeitraum von 3,5 Jahren mag auf den
ersten Blick etwas ,,üppig" bemessen sein. lm
Rückblick bleibt jedoch festzuhalten: Die Zeit
war erforderlich. Die Erkenntnis, daß der Teu-

fel sich gern im Detail bewegt, kann auch hier
nur bestätigt werden. Die Einführung einer
Kosten- und Leistungsrechnung für 3.500 Be-

dienstete erfordert das notwendige Manage-
ment einhergehend mit der erforderlichen
Logistik. Die hervorragende Zusammenarbeit
mit der Universität Oldenburg - lnstitut für
Betriebswirtschaftslehre ll, Lehrstuhl Rech-
nungswesen - mag als ein wesentlicher Tei!-
aspekt aufgeführt werden, ohne den ein Er-

folg insgesamt nicht zustande kommen kann.

Auch dies sei noch erwähnt: Bei KOLEIKAT
handelt es sich um eine Vollkostenrechnung,
bei der anfallende Kosten - also Einzel- und
Gemeinkosten, fixe und variable Kosten - ver-
rechnet werden. Des weiteren geht KOLEIKAT
momentan von einer lst-Kostenrechnung aus,

also Kostenermittlung auf der Grundlage der
tatsächlich verbrauchten Mengen, Bewertung
nach den Zahlungen oder nach Verrechnungs-
preisen.

Aufbau des Systems KOLEIKAT

Beim Aufbau einer Kosten- und Leistungs-
rechnung ist als erster Schritt die Kostener-
fassung zu bewältigen, um für die Kostenar-
tenrechnung den Kostenartenplan (vgl. Abb. 2
in [2]) zu entwickeln. Die in Abb . 2 aufgeführ-
ten Kostenartengruppen sind in KOLEIKAT um
die Gruppe Umsatzsteuer erweitert worden.
Zunächst ist auf die Titel des kameralistischen
Rechnungswesens zurückgriffen worden, kom-
plettiert - aufgrund betriebswirtschaftlicher
Ansätze - durch kalkulatorische Kostenarten,
wie Abschreibungen, Mieten, Zinsen etc. so-
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wie durch Kostenarten, die bisher im Haus-

haltsplan keinen Eingang gefunden hatten:
z. B. Pensionsrückstellungen. Oberstes Ziel ist
€s, alle anfallenden Kosten eindeutig und
überschneidungsfrei zu ermitteln. Der divers
geäußerte Vorwurf, insbesondere gegenüber
dem Verwaltungsbereich, durch allzu sorglo-
se Ermittlung der Kosten Ergebnisse kreativ
schönzurechnen, sollte hier keine Chance ha-
ben.

Basis der Kostenerfassung ist derzeit ein
recht umfangreicher Kostenartenplan mit
ca. 150 Kostenarten. Eine Arbeitsgruppe
KOLEIKAT wird sich u.a. dieses Themas mit
dem Ziel ,,schlanker machen" annehmen. Da-

bei sollte möglichst darauf geachtet werden,
daß fixe und variable Kosten sowie Kosten
mit unterschiedlichen Schlüsseln (fur die Ver-
teilung auf die Kostenstellen) nicht zusam-
mengefaßt werden.

Ein weiteres Element einer Kosten- und
Leistu ngsrech n u ng besteht in der Liste der
Leistungsarten (vg!. Abb.8 in l2D, die sich

auf eine Viel zahl von Arbeitsschritten/Aktivi-
täten g rü ndet. Nach dem , Leitfaden f ü r

Produktdefinition und Produktbeschreibun-
gen in der hamburgischen Verwaltung" stel-
len Leistungen die unterste Aggregationsstufe
der Produktbeschreibung in Form einer Pyra-

mide dar. Nach o. a. Leitfaden ist ein Produkt
eine einzelne Endleistung oder eine Gruppe

von inhaltlich ähnlichen Leistungen, die (im
vorliegenden Falle) nach dem Kriteriuffi ,Sinn-
zusammenhang" zusammengefaßt werden.
Dieses Vorgehen wird in Abb. 3 dargestellt,
wobei aus den 45 Leistungsarten 11 Produk-

te gebildet worden sind. Eine weitere Aggre-
gation führt zu Produktgruppen. Eine

Produktgruppe, bestehend aus den Produk-

ten Nr. 1-5 könnte lauten ,,Produkte auf der
Grundlage des Vermessungs- und Kataster-
gesetz€s", eine weitere Produktgruppe, be-

stehend aus den Produkten Nr. 6-10 ,,Pro-

dukte auf der Grundlage anderer Rechtsvor-

schriften". Die Spitze der so beschriebenen

Pyramide wäre der Produktbereich, im Fall

KOLEIKAT als,,Vermessungs- und Kataster-

verwaltung " bezeichnet.
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Zu den Leistungsartentypen sei noch fol-
gendes angemerkt:

U nter Ma rktleistungen sind d iejen igen
Leistungen zu verstehen, die gegen Entgelt
abgegeben werden (entgoltene Leistungen).
Abnehmer sind Bürger, können aber auch
n ichtöffentliche u nd öffentliche Institutionen
sein.

Amtsleistungen sind unentgeltlich er-
brachte Endleistungen. Sie können zum'ei-
nen Vorhalteleistungen fur die Öffentlichkeit
sein. ln diesem Fall werden sie unentgeltlich
zumeist für andere Behörden und Amter, aber
auch für den Bürger erstellt. Zum anderen
können Amtsleistungen reinen Hoheitscha-
rakter besitzen. lhre Erbringung erfolgt al-
lein aufgrund eines Hoheitsauftrages.

Es sind drei Ausprägungen von Amts-
leistungen zu unterscheiden:

reine Hoheitsaufgaben
unentgeltl ich erbrachte Vorha lte-
leistungen für andere Amter und Behör-
den '

unentgeltl ich erbrachte Vorha lte-
leistungen für den Bürger.

lnnenleistungen sind solche Aktivitäten,
die nicht als endgultige Fachaufgabe bzw.
nicht als nach außen abgegebene Leistungen
der Behörde zu verstehen sind. Sie finden
ihren Verwendungszweck im selben Amt und
können als innerbetriebliche Führungs- und

Serviceleistungen bezeichnet werden. Typi-

sche Beispiele für lnnenleistungen sind alle
Aufgaben des !nneren Dienstes: die Wahr-
nehmung von Beauftragung als Schwerbehin-
dertenvertreter, die Wahrnehmung von Auf-
gaben als Mitglied der Personalvertretung,
die Hausverwaltung, die Betreuung der DV-

Anlagen, die Personalverwaltung, KOLEIKAT

etc.

Um die Module Kostenarten, Kostenstel-

len und Leistungsarten des Systems KOLEIKAT

,,aktivieren" zu können, ist der Arbeitszeit-
verteilungsbogen (Abb. 4) von besonderer



Wichtigkeit, da hier nachgewiesen wird, wie
sich die tägliche Arbeitszeit auf die verschie-
denen Leistungsarten einerseits und die ver-
schiedenen Kostenstel len andererseits vertei lt.
Erwähnenswert erscheint mir in diesem Zu-
sammenhang noch folgendes:

Jeder Bedienstete - vom Boten bis zum
Behördenleiter - hat seinen Bogen auszufül-
len und: Die Arbeits- und Fehlzeiten werden
auf die Eintragungen in der Stempelkarte
abgesti mmt 12, S. 521531.

Die Verrechnung der Kosten im System
KOLEIKAT zeigt Abb. 2 t3l. Dabei wird deut-
Iich, daß hier keine mittelbare Verbindung
zwischen der Kostenstellenrechnung einer-
seits und der Kostenträger-/ Leistungsarten-
rechnung andererseits besteht, sondern Ko-
stenstellen- und Kostenträgerrechnung je-
weils über möglichst verursachungsgemäße
Zuordnung ihre Daten direkt aus der Kosten-
artenrechnung erhalten. (ln KOLEIKAT gibt
die Liste der Leistungsarten die Kostenträger
wieder, so daß aus dem Leistungsartenkatalog
die Kostenträger entnommen werden kön-
nen.) Erste Erkenntnisse fur die Vermessungs-
und Katasterverwaltung zeigen, daß die Ko-
stenstellenrechnung in ihren Ergebnissen im
Vergleich zur Kostenträgerrechnung weniger
bedeutsam ist. Als Kostenstelle wird vielfach
- so auch in KOLEIKAT - die Organisations-
einheit (2. 8. Sachgebiet) gemäß Organisati-
onspla n festgelegt.

Für die Organisation in einer Behörde sind
teilsweise aber andere Kriterien maßgebend
als die, die eine Kostenstelle im betriebswirt-
schaftlichen Sinne kennzeichnen, nämlich

Kostenstelle als abgrenzbarer, relativ
selbständig agierender Bereich, dessen
Leiter/in Budgetverantwortung über-
nimmt,
Kostenstelle als größere Einheit, bei der
das Budget auch einen Spielraum zur Um-
setzung der dezentralen Fach- und
Ressourcenvera ntwortu n g zu lä ßt,
Kostenstelle als Einheit mit möglichst
wenig Lieferbeziehungen zu anderen
Kostenstellen.

Mit der Anzahl der Kostenstellen wächst
zudem der Aufwand fur die interne Leistungs-
verrechnung. Nicht unerwähnt sollte bleiben,
daß der Aufbau einer Kostenstellenrechnung
unter Verzicht auf die Dezentralisierung von
Verantwortung wenig sinnvoll ist.

Die bereits genannte Arbeitsgruppe
KOLEIKAT wird sich auch dieser Problematik
annehmen mit dem Ziel, die Anzahl der in
Abb. 5 aufgeführten Kostenstellen (im übri-
gen identisch mit den ,,kleinsten organisato-
rischen Einheiten " gemäß Geschäftsordnung
für die niedersächsischen Vermessungs- und
Katasterbehörden) zu verringern.

Module des Systems KOLEIKAT

Die Module des Systems KOLEIKAT sind in
Abb. 5 aufgeführt.

Zunächst zur Kostenartenrechnung: Sie
zeigt auf, ,,welche Kosten durch Verbrauch
welcher Kostengüterarten innerhalb der ein-
zelnen Abrechnungsperioden (Monate) bei
der Leistungserstellung und -verwertung an-
gefallen sind" [3], während die Kostenste!-
lenrechnung die Kosten der einzelnen Ko-
stenstellen ausweist. Die Kostenträger-
rechnung ergibt schließlich die entstandenen
Kosten für den jeweiligen Kostenträger (fur
die jeweilige Leistungsart), sei es in Form der
Kostenträgerstückrechnun§f, bezogen auf die
monatlichen Outputmengen, oder in Form
der Kostenträgerzeitrechnung, bezogen auf
den Betrachtungszeitrauffi, z. B. Monat oder
Quartal.

,,Durch die Leistungsrechnung soll vor al-
lem ein überblick darüber geschaffen wer-
den, welche Arten von Leistungen in welcher
Menge, Zeit und Struktur erbracht worden
sind und welche Stellen in welchem Umfang
und mit welchen Kapazitäten diese Leistun-
gen zustande gebracht haben' [3].

Während die Kapazitätsrechnung Aus-
kunft über die personelle Situation in den
Leistungsstellen (in KOLEIKAT identisch mit
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den Kostenstellen) gibt, informiert die Men-
gen-Zeitenrechnung über

das Programmprofil der Stellen
(an welchen Leistungsarten ist eine
Leistungsstelle beteiligt und wie stark ha-

ben die einzelnen Leistungsarten die
Stel lenkapazität beansprucht) sowie
das Prozeßprofi! der Leistungsarten
(Übersicht über Anzahl, Art und Umfang
der an der jeweiligen Leistungsart mit-
wirkenden Stellen)

lm Rahmen der Werterechnung schließ-
lich werden für diejenigen Leistungsarten, für
die aufgrund der Kostenordnung Einnahmen
(Erlöse) erzielt werden, also Marktleistungen,
die entsprechenden Kosten gegenüberge-
stellt, so daß Gewinne und Verluste auszu-

machen sind.

KOLEIKAT steht als Kurzbezeichnung für
Kosten- und Leistungsrechnung in der
Vermessungs- und Katasterverwaltung - de

facto umfaßt KOLEIKAT aber auch eine
Kennzahlenrechnung, über die zu gegebe-

ner Zeit ausführlich zu berichten wäre. An

dieser Stelle nur so viel: Ken nzahlen sollen

entscheidungsrelevante lnformationen bie-

ten, indem sie komplexe betriebliche Sach-

verhalte in komprimierter Form quantitativ
einprägsam darstellen. lm vorliegenden Fall

bezieht sich das Ken nzah lensystem a uf
stellenbezogene und auf !eistungsarten-
bezogene Daten.

(Nähere Ausführungen zu den Modulen

und zur Gesamtstruktur des Systems

KOLEIKAT siehe in [2] und t3l.)

Aussagen, Ergebnisse

Durch den detaillierten Ausweis der Ko-

sten im Rahmen der Kostenartenrechnung
wird das Gewicht der einzelnen Kostenarten
offengelegt. Der Personalkostenanteil mit
über 80 o/o der Gesamtkosten ist der beherr-

schende Kostenartenblock; für jedes wirt-
schaftliches Handeln also mit erster Priorität

1s8

in die Überlegungen einzubeziehen. Die

Kostenstellenrechnung läßt Kostenschwer-
punkte und Kostenbesonderheiten im Orga-

nisationsgefüge erkennen, unter dem Aspekt
Zeitverlauf auch eine Kostenentwicklung. Es

ist sicherlich von Wert zu wissen, wievie! ko-

stet der Außendienst (wenn er denn als Ko-

stenstelle definiert ist) oder die Kostenstelle

,,lnnendienst". So lassen sich z. B. Erkennt-
nisse gewinnen, wieviel - pauschal formuliert -

Verwaltung denn nun notwendig ist, um eine
Katasterbehörde zu ,,betreiben". Die Kosten-

trägerrechnung weist die für die jeweilige
Leistungsart des Vermessungs- und Kataster-

wesens entstandenen Kosten aus. Auch in der
Vergangenheit hat es immer einma! wieder
Kostenberechnungen zu verschiedenen Auf-
gaben oder Teilaufgaben gegeben. Aber die
Ermittlung von Selbstkosten für,,jegliches
Tun" ist erst mit KOLEIKAT möglich gewor-
den. An die lapidare Aussage, so viel kostet
z. B. diese oder jene Aufgabe, läßt sich eine
Vielzahl von Überlegungen anschließen, bis

hin zu der Frage, ob die Bewältigung der
Aufgabe letztlich dem Nutzen entspricht. Daß

mit der Kostenträgerrechnung Datenmaterial
geliefert wird fur Entscheidungsträger bis in
den politischen Raum hinein, ist bereits in [2]
erwähnt worden.

lm Rahmen der Leistungsrechnung ist zu-

nächst die Kapazitätsrechnung zu nennen.

Für die Beurteilung der Aufgabenerledigung
ist es unbestritten wichtig zu wissen, welche
personellen Kapazitäten zur Verfügung 9e-
standen haben. Mögen diese Erkenntnisse in

kleineren Behörden auch noch aus dem Tages-

geschäft heraus bewußt sein, bei größeren

Einheiten jedoch droht die Übersicht zu

schwinden. Durch die Darstellung des

Programmprofils der Kostenstellen und des

Prozeßprofils der Leistungsarten werden die

Arbeitszusammenhänge innerhalb der Behör-

de sichtbar. Prozeßketten, die sich ähnlich
einem Schnittmusterbogen durch den Orga-

nisationsplan der Behörde ziehen oder zeitli-
che Bearbeitungszeiten für eine Leistungs-

art, die (Monat für Monat) in einer Kosten-

stel le z. B. n ur 0,2 Stunden betragen, sollten



ein untrügliches Zeichen dafür sein, die Ab-
lauf-, evtl. aber auch die Aufbauorganisation
zu überprüfen. Die Werterechnung schließ-
lich, als Auskunftsgeberin über Gewinne und
Vertuste und damit zur Kostendeckung, soll-
te auch in der Verwaltung zum ,,täglichen
Brot" gehören. Selbst bei Amtsleistungen, für
die keine Erlöse erzielt werden, eine Gegen-
überstellung zu den Kosten also entfällt, las-

sen sich durch zwischenbehördliche Verglei-
che wertmäßige Parameter berechnen.

Die Vermessungs- und Katasterverwaltung
hat aufgrund der Selbstkosten-Erkenntnisse
von KOLEIKAT die Sätze ihrer Kostenordnung
angehoben: etwa 30 o/o für die Unterlagener-
stellung bei Vermessungen, ca.7 o/o bei Aus-
zügen aus dem Liegenschaftskataster und
ungefähr 20 o/o bei der Erstellung von Wert-
gutachten. Das sollte Mehreinnahmen von
etwa 5 Mio. DM bringen, wenn denn die Auf-
tragslage erhalten bleibt, was aber nach der-
zeitigen Erkenntnissen wahrscheinlich ist.

Wenn ich die Reaktionen in der Ver-
messungs- und Katasterverwaltung zu den
KOLEIKAT-Ergebnissen richtig einschätze,
dann sind verschiedene Gruppen auszuma-
chen: die einen, für die die Auswertungen
ein mehr oder weniger ausgeprägtes ,,aha-
Erlebnis" hervorgerufen haben, bei anderen
wiederum ist es schon mehr zu einem ,,oho-
Erlebnis" mit deutlichen Anzeichen der Ver-
wunderung gekommen. Nicht vergessen wer-
den sollte die Gruppierung, die das Ganze
mit dem Satz ,,das habe ich schon immer ge-
wußt" kommentiert hat.

Wie das Unternehmen KOLEIKAT auch
immer (subjektiv) beurteilt werden mag, es
bleiUt (objektiv) festzuhalten, daß zwei Ziele
auf jeden Fall erreicht worden sind: Kosten-
bewußtsein und Kostentransparenz. Die
,, Führungsetage" in den Behörden zeigt
,,Begehrlichkeiten" an den Ergebnissen. Was
verbessert werden könnte: KOLEIKAT in alle
Verästelungen des Personalkörpers noch mehr
hineinzutragen. Es gibt überhaupt keinen
Anlaß, irgendeine Vorgehensweise oder ir-

gendwelche Resultate geheimzuhalten. Nur
umfassende lnformationen der Bediensteten
führt letztlich dazu, daß das System von allen
mitgetragen wird.

Die drei folgenden kleinen Beispiele aus
einem Katasteramt mögen zeigen, wie sich
KOLEIKAT betriebswirtschaftlich-schöpfe-
risch ausgewirkt hat, wenn auch die Maß-
nahmen selbst aufgrund einer speziellen
Überprüfung ohne Kosten- und Leistungs-
rechnung hätten ergriffen werden können.

1. Der Außendienst wird bisher von einem
Trupp, bestehend aus der Führung und zwei
Hilfskräften, erledigt. Durch KOLEIKAT ist
nachgewiesen, daß in bestimmten Fällen
durch den Einsatz von Zwei-Personen-Trupps
ein günstigeres Kosten-Leistungs-Verhältnis
entsteht (Einsparung: ca. 90.000 DM/Jahr).

2. Die Kosten für den vermessungstech-
nischen Außendienst werden stärker als ver-
mutet durch die Fahrzeiten beeinflußt. Durch
veränderten Arbeitsbeginn (6.S0 Uhr statt
7.30 Uhr) außerhalb der rushhours und durch
dezentrale Standorte der Dienstwagen - und
damit dezentralen Arbeitsbeginns - lassen sich

die Kosten spürbar senken; geringe Mehr-
kosten werden um ein mehrfaches kompen-
siert (Einsparung: ca. 12.000 DM/Jahr).

3. KOLEIKAT hat erwiesen, daß es grund-
sätzlich kostengünstiger ist, die abzusenden-
den Briefe von der Post abholen als sie von
einem Bediensteten zur Post bringen zu las-
sen (Einsparung: ca. 10.000 DM/Jahr).

Auch dieses Beispiel aus neuerer Zeitträgt
,,die Handschrift" von KOLEIKAT: Eingedenk
des Satzes, daß individuelle Dienstleistungen
des Staates von den Nutznießern auch be-
zahlt werden sollen, wird in einem pilot-
projekt erprobt, bei Bodenrichtwertaus-
künften das Auskunftsverfahren über den
Service 0190 der Deutschen Telekom in An-
spruch zu nehmen. Erste Ergebnisse lassen
erkennen, daß zusätzliche Einnahmen mög-
Iich sind, um letztendlich kostendeckend zu
sein.
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Amtervergleich

Mögen die geschilderten Reaktionen auf
das System KOLEIKAT stark von der Erwar-
tungshaltung abhängig sein, in einer ande-
ren Schnittfläche ist der Amtervergleich zt)

interpretieren. Wie sich bereits andeutet, ent-
steht über den Amterverg Ieich ein Moti-
vationsschub der besonderen Art; um ihn zu

analysieren, muß man nicht erst den Zett'
geist bemühen.

Die Auswertungen zum Amtervergleich
werden eingeleitet mit Angaben zur,,All-
gemeinen lnformation' (Abb.7) und mit Da-

ten im Rahmen einer Ken nzahlenübersicht
(Abb. 8). Kernstück der Auswertung bildet
jedoch die zahlenmäßige Auflistung und die
graphische Darstellung der Größen

Stückerlöse/Stuckkosten in DM,

Bearbeitungszeit je Leistungseinheit in

Stu nden,
Erlöswirtschaftl ichkeit u nd

Kostenwi rtsch aft I i ch ke it.

(Abb. 9 zeigt die Ausprägungen exempla-
risch für die Leistungsart,,Antrag und Anfer-
tigung von Lageplänen " f ür einige vergleich-
bare Amter)

Dabei sind letztere beiden wie folgt defi-
niert:

E rl öswi rtschaftl ich keit:

Erlöse der Leistungsart
lst-Kosten der Leistungsart

Ein Wert über 1 bedeutet, die Leistungs-

art wird kostendeckend bzw. gewinnbrin-
gend erstellt, ein Wert unter 1 besagt, die

Leistungsart wird nicht kostendeckend er-

stellt.

Kostenwi rtsch aft I i ch ke it:

Ein Wert über 1 besagt, daß die Leistungs-

art im betreffenden Amt mit weniger Kosten
hergestellt worden ist als im gewichteten
Durchschnitt der Amter, d. h. überdurch-
schnittlich gut erbracht wird. Ein Wert unter
l besagt demnach, daß die Kostenwirt-
schaftlichkeit des betreffenden Amtes unter-
durchschnittlich ist, da die Erstellung der
Leistungsart höhere lstkosten als im Normal-
fa ll veru rsacht.

Der Amtervergleich trägt alle Merkmale
eines Benchmarking mit der Maxime: Sich mit
anderen messen, von den Besten lernen und
selber besser werden. Dabei ist die Aufarbei-
tung der Unterschiede mehrschichtig zu se-

hen. Eine Liegenschaftsvermessung in gebir-
gigem Gelände, z. B. im Harz, wird in der
Regel immer etwas anders zu beurteilen sein

als im flachen Terrain. Ein Grundstückswert-
gutachten wird trotz gleicher Ausgangswerte
im städtischen Bereich immer etwas aufwen-
diger sein als in ländlichen Gegenden. Wer-
den diese Gegebenheiten vor die Klammer
gezogen, verbleiben fur die Erörterung die-
jenigen Parameter, die ein Mehr an Wirt-
schaftlichkeit ausmachen: Verfahrensweisen,
Geräte-/Technikeinsatz, Organisationsabläu-
fe. ln diesem Zusammenhang muß auch der
Personaleinsatz - in qualitativer wie äuch
quantitativer Hinsicht - zur Sprache kommen.

Die Auswertegespräche zum Amter-
vergleich sollten dadurch geprägt sein, daß
im Sinne eines gegenseitigen Lernens Vorge-
hensweisen offengelegt und Erfahrungen
ausgetauscht werden. Überheblichkeit oder
gar Häme der vorderen ,,Tabellenplätze" sind

in keiner Weise angebracht und verderben
das Klima für eine fachliche/sachliche Ausein-

andersetzung. Unter Benchmarkern kursiert
der Satz: Wer sich in seiner Pole-Position aus-

ruht, ist im gleichen Augenblick nur noch

Zweitbester.

Eine Auswerterrunde im Regierungsbezirk
Weser-Ems mit dem Aufsichtsdezernat in Ol-

denburg und den Behörden des Bezirks hat
für mich die Erkenntnis gebracht, daß die

Niedersächsische Vermessungs- und Kataster-

@-Stückkosten der
Leistu ngsa rt x prod u-
zierter lstmenge
des Amtes

tatsäch I iche lstkosten
der Leistu ngsa rt
des Amtes

Norma lkosten
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verwaltung den richtigen Weg beschreitet.
Eine weitere Maßnahme, die bei dieser Gele-
genheit getroffen wurde, bestand darin, daß
sich zunächst die für einen Kostenträger je-
weils zuständigen Mitarbeiter (also unterhalb
der Führungsebene!) zusammenset2en, um
d ie U ntersch iede der Auswerteergebn isse

gegenüberzustellen und zu diskutieren. Auch
diese Maßnahme erachte ich fur überaus ge-
eignet, uffi letztlich die Wirtschaftlichkeit der
Aufgabenerledigu ng zu steigern.

KOLEIKAT - so meine ich - wird auch un-
ter dem Aspekt ,,Amtervergleich" seine Er-

wartungen erfüllen.

Die ersten zahlenmäßigen Ergebnisse las-

sen Tendenzen erkennen. Um aber mit den
absoluten Daten arbeiten zu können, sollten
die Auswertungen über den Zeitraum eines
ganzen Jahres abgewartet werden, da erfah-
rungsgemäß zu Beginn Erfassungs- und Zu-

ordnungsfehler gemacht werden. Gleichwohl
möchte ich ein Ergebnis aus der Vielzahl der
Aussagen hera usgreifen.

lm Arbeitszeitverteilungsbogen (Abb. 4)
werden in der unteren Leiste Abwesenheits-
zeiten ausgewiesen, unterteilt in

E rholu ngsu rla u b,

Aus- und Fortbildung,
Sonstige Abwesenheit.

Die Rubrik,,Sonstige Abwesenheit" ist
ganz wesentlich geprägt durch krankheits-
bedingte Abwesenheit - und dieser Wert liegt
derzeit in den betrachteten Amtern unter
5 o/o. Mir erscheint dies deswegen besonders
erwähnenswert, weil Medien gern in Mel-
dungen zu Krankheitstagen im Öffentlichen
Dienst von 10 o/o und mehr berichten.

Abb. 10 zeigt die verschiedenen Phasen,
die ein Projekt von der Einführung bis zur
Umsetzung durchlaurfen kann. Auf KOLEIKAT
bezogen, meine ich, daß wir das kritische Ni-
veau überwunden haben; ich hoffe (und vie-
les spricht dafür), daß wir uns auf dem Pfad II

bewegen.

Drei Bemerkungen mögen dieses Kapitel
besch ließen.

Zur Anwendung von KOLEIKAT ist ein
Handbuch erstel lt worden.

Von der Universität Oldenburg ist für
KOLEIKAT zunächst ein Programmsystem mit
folgenden technischen Daten erstellt worden:

Hardware :

PC in der Konfiguration Pentiuffi, PCI-BUS,

90 M HzTaktf requenz
16 MB Hauptspeicher
500 MB Speicherkapazität der Festplatte

Standardsoftware:
Ta bel Ienka I ku lationsprog ra m m

MS-EXCEL 5.0
Backup-Programm MS-BACKUP 6.0 unter
MS-W|ndows for Workgroups 3.11

Betriebssystem MS-DOS 6.22

Fach a nwen d u n gssoftwa re:
EDV-Programm KOLEIKAT

Mittlerweile ist KOLEIKAT auf ein Pro-
grammsystem mit folgenden technischen Da-

ten umgestellt worden:

Systemdesig n: E inzelplatzsystem

Datenbank: MS-ACCESS 2.0 als Bestand-
teil des integrierten OFFICE-Pakets mit
Textverarbeitung (MS-WORD 5.0) und
Tabellenkalkulation (MS-EXCEL 5.0)

Programmiersprache: MS-ACCESS-Basic,

Version 2.0
Online-Hilfen über MS-W|ndows-Hilfe-
compiler, Version 3.1

PC-Ausstattung: lntel-PentiumrM (50 M Hz)
oder kompatibler Prozessot,
(Mindestausstattung) 16 Mbyte Haupt-
speicher, 512 Mbyte Festplatte,
SVGA-Graphikkarte, 3,5-Diskettenlauf-
werk

Betriebssystem: MS-W|ndows for Work-
groups 3.11, MS-DOS ab Version 6.2
Peripherie: Dl N A4-Postscript-Drucker.
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Zu KOLEIKAT wurde gem. § 75 des Nie-
d e rsächsisch e n Perso n a lvertretu n gsg esetzes
mit dem Hauptpersonalrat das Benehmen her-
gestellt, nachdem geklärt worden war, daß
datenschützerische Bedenken nicht entge-
genstehen.

Weitere Vorgehensweise

ln Fortsetzung des Kooperationsprojektes
KOLEIKAT ist mit der Universität Oldenburg
vereinbart worden, die Grundstrukturen ei-
nes controllinggestützten Ma nagement-
konzeptes zu erarbeiten.

ln einer Rahmenvereinbarung ist u. a. fol-
gendes festgeschrieben worden:

,,1ffi bisherigen Verlauf des obigen
Kooperationsprojektes sind Ausgesta ltu ng
und Nutzung einer Kosten-, Leistungs- und
Ken nzahlenrechnung sowie eines auf den
Daten der Kosten-, Leistu ngs- u nd Ken n-
zahlen rech n u ng a uf ba uenden Amter-
vergleiches geklärt worden. Die Resultate
erweisen sich als so tragfähig, daß ein weite-
rer Ausbau der entwickelten Kosten-,
Leistungs- und Ken nzahlenrechnung in Rich-

tung auf Kosten- und Leistungsplanung,
Budgetierung sowie Soll-lst-Vergleich und
Abweichungsanalysen zur Unterstützung der
Verwaltungsreformarbeiten äußerst sinnvoll
erscheint. ln dem Bemühen, die Reform der
öffentlichen Verwaltung durch Übernahme
betriebswirtschaftlicher Fü h ru ngskonzepte
voranzutreiben, besteht ein folgerichtiger
nächster Schritt schließlich darin, die genann-
ten lnstrumente gemeinsam mit weiteren be-

triebswirtschaftlichen Methoden zu einem
umfassenden control linggestützten Manage-
mentsystem für die Vermessungs- und
Katasterverwa ltu n§ zusa m menzuf ügen. "

Zusätzliches Ziel ist es, die Ergebnisse all-
gemein auf die öffentliche Verwaltung zu

ü bertragen.

lm Rahmen des dreistufigen Projekt-
rahmens sind folgende Teilprojekte vorgese-
hen:
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vertiefte Strukturanalyse von Leistungs-
und Kostenprozessen,
Entwicklung der Grundkonzeption einer
dezentra len Budgetierung,
Klärung der Grundstrukturen eines um-
fassenden control I i ng gestützten Ma nage-
mentsystems.

Möge diesem Projekt der gleiche Erfolg
wie dem Projekt KOLEIKAT beschieden sein.

Literatu r:

t1] von Daack, W.: Einführung einer Kosten- und
Leistungsrechnung beim Katasteramt Osna-
brück

Nachrichten der Niedersächsischen Vermessungs-
und Katasterverwaltung, Heft Nr. 4/94

l2l Bölke, H./Ritterhoff, M.: Kosten- und Leistungs-
rechnung im Katasteramt Osnabrück

Nachrichten der Niedersächsischen Vermessungs-
und Katasterverwaltung, Heft Nr. 2/95

t3l Lachnit, L.: Betriebswirtschaftliche Konzeption
einer Kosten-, Leistungs- und Kennzahlen-
rechnung im Vermessungs- und Katasterwesen.
Abschlußbericht zum Kooperationsprojekt
KOLEI KAT (n icht veröffent! icht)

t4] Lachnit, L.: Amtervergleich, Auswertungen
Gesamtjahr 1996.
Abschlußbericht zum Kooperationsprojekt
Amterverg leich (n icht veröffentl icht).



Abb. 1

- Anstoß

- Kooperation mit Universität Oldenburg

- Pilotamt Osnabrück

- Erarbeitung der Strukturen für VuKV

- Datenerfassung <- Osnabrück

- Schlußbericht der Universität

- Ausweitung auf weitere ,,Stützämter"
(Brau nschweig, Alfeld, Bremervörde,
Aurich, Norden)

- Datenerfassung auf den Stützämtern

- Schlußbericht der Universität zu den
Stützämtern

- Erarbeitung der Strukturen für die
Abt. Landesvermessung des NLVwA

- Datenerfassung Landesvermessu ng

- Schlußbericht der Universität zur
Landesvermessung

- Datenerfassung auf allen Kataster-
ämtern Niedersachsens (flächen-
deckende Einführung von Kosten- und
Leistungsrechnung in der VuKV)
sowie bei den Dezernaten ,,Ver-
messunsls- und Katasterangelegen-
heiten" der Bezirksregierungen

Juli 1993

September 1993

Oktober 1993

bis Juni 1994

ab September 1994

Juli 1995

ab Juli 1995

ab 1 .11. 1995

Juli / August 1995

September 1995
bis Febru ar 1996

ab 1. 3. 1996

Ende 1996

ab 1. 1. 1997

3,5 Jahre
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Abb. 2
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I

@

Nr. Produkte Nr. Leistungsart

Arbeiten zur Führung des Liegenschaftskatasters
- U nterlagenerstel lu ng
- Liegenschaftsvermessu ng
- Auswertung
- Übernahme-
- Bodennutzung

1 bis 11
15, 18, 21,22,39

Benutzung des Lika 17,33,34

Erneuerung I Bereinigung des Lika 14, 16

Festpunktfeld 12, 13

Deutsche Grundkarte 40,41,42

Bodensch ät zung, Bodensch utz 19,20

Bodenordnung 23,24,25

Wertermittlung 26,27,29,29,
30, 31,32

Lagepläne, Planunterlagen 36,37

10 U nschäd I ich keitszeug n isse 35

11 Verwaltung (lnfrastruktu rmaßnahmen) 38, 90, 95, gg

Leistungsartentypen

A = Amtsleistunqen
I = lnnenleistunäen
M = Marktleistun§en

(17)
(4)
(24)
(4s)
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Abb. 4

Arbe itszeitverte i I u n gs boge n

Erfass.-Zeitraum: Monat: _ Dienststelle:

Bes.-l/etg.-C%

durchschnittliche Std./Tag: 

- 

+ Abwesenheit finStd'l
(gemäß Vertragsvolumen) = lst'StuFdqn, 

'

Abwesenheit: Abgleich:mit Zeiterfassung =*

Vertragsvolumen: 

-

Kostenstelle Surnrne
Leistungsart tstd.l

Summe
tstd.l

Erholungsurlaub Aus- Und
Fortbildung

Sonstlge
Abwesenheit

Summe
lStd.1

lstd.l
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AblJ

Kostenstellen

1. Festpunktfelder

2. Topographische Landesaufnahme, DGK 5

3. Vermessungstechnischer Außendienst (ohne DGK 5)

4. Vorbereitung und Auswertung von Liegenschaftsvermessungen

5. Führung des Vermessungszahlenwerks

6. Führung von Liegenschaftsbuch und -karte

7. Erneuerung des Vermessungszahlenwerkes und der
Liegenschaftskarte (ALK)

8. Bodennutzung

9. Bodenordnung

10. Wertermittlung

1 1. lnnerer Diertst einschließlich Beschaffungen und Ausgaben

12. Kostenwesen, Einnahmen, Erlöse

13. Reprotechnik

14. Betreuung der DV-Anlagen

15. Benutzung - Kartenvertrieb, Auszüge -
15. Planunterlagen, Lagepläne

17. Controlling
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4!b.-§

Kostenrechnung

Kostenartenrechnung

Koste nste I I en rech n u n g

Kostenträgerrech n u ng

Kostenträgerstückrech n u ng

Kostenträgerzeitrech n u ng

Leistungsrechnung

Kapazitätsrechnung

M e n g e n-Zeiten-Rech n u n g

E rgebn isrech n u ng (Werterech n u ng)

Kenn zahlenrechnung

Ken nzahlen für die Kostenstellenananlyse

Ken nzahlen für die Leistungsartenanalyse
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Abb. 9
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Normung
i m Bereich Vermessu ngswesen/Geoi nformation
- Stand und Entwicklung -
Von Hans Knoop
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1 Einleitung

Die Anfänge der Normung reichen weit in
die Vergangenheit. So ist bereits im Amtsblatt
der Königl. Preuß. Regierung zu FrankfurU
Oder, Stück 46, vom 15. November 1B7O nach-
zu lesen:

,, Für die Verwendung von Mauer-
steinen empfiehlt es sich, nicht wie bisher,
mehrere verschiedene, sondern nur ein ei nzt-
ges Format in Metermaß als Normalformatzu
bezeichnen . Auf die Fabrikation dieses
Ziegelformats kann im Wege des Zwanges
nicht hingewirkt werden. Es ist jedoch zu er-
warten, daß dasselbe, wie seh r zu wünschen,
allgemeinen Eingang findet, wenn es als Re-
gel bei den Staatsbauten vorgesch rieben
wird. "

Heute ist die Normung aus dem Alltag
nicht mehr wegzudenken. Auch in allen Berei-
chen des Vermessungswesens ist die Auswei-
tung und lntensivierung der Normung zu be-
obachten. Bedarf und Bedeutung von Geo-
I nformationssystemen si nd i nzwischen so g roß,
daß nicht nur in der Bundesrepublik, sondern
europa- und weltweit derartige Systeme ent-
wickelt werden. Vereinheitlichung und Aus-
tauschfähigkeit von Daten und Methoden sind
entscheidende Voraussetzungen für die Wirt-'"
schaftlichkeit bei Herstellern und Benutzern
der Systeme.

Nach DIN 820 Teil 3 ist Normung die plan-
mäßige, durch die interessierten Kreise ge-
meinschaftlich durchgeführte Vereinheitli-
chung von materiellen und immateriellen
Gegenständen zum Nutzen der Allgemein-
heit. Wichtige Kriterien sind: Freiwilligkeit,
Öffentlichkeit, Beteiligung aller interessier-
ten Kreise, Einheitlichkeit und Widerspruchs-
freiheit, Sachbezogenheit, Ausrichtung am
Stand der Technik, an den wirtschaftlichen
Gegebenheiten, am allgemeinen Nutzen und
sch I ießl ich lnternationalität.

Die Begriffe Normen, Standards und tech-
nische Regeln sind klar definiert und haben
durchaus nicht dieselben lnhalte. tnternatio-
nal ist der deutsche Beg riff ,,Norm " zu über-
setzen mit dem englischen Beg riff ,,standa rd,, .

Den deutschen Begriffen ,,Standard " oder
,,lndustriestandard" entsprechen wiederum
die englischen,,d€ facto-standard" oder
,,inhouse-standa rd" , die über das eigene Un-
ternehmen hinaus keine Verbindlichkeit ha-
ben. Daneben gibt es noch andere technische
Regeln, die als Handlungsrichtlinien oder Ver-
wa ltu ngsvorsch riften beg renzte Sta nda rds
setzen. Normen oder standards werden von
Arbeitsgremien der nationalen bzw. interna-
tionalen Normungsorganisationen als Entwür-
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fe erstellt und nach Einholung und Beratung

von Stellungnahmen aus der Fachöffentlich-
keit als Normen herausgegeben. Die Nor-

mungsorganisationen sind für Deutschland
DlN, im europäischen Raum CEN Comit6
Europ6en de Normalisation - und auf interna-
tionaler Ebene I5O lnternational Organi-
zation for Standardization -. Für Deutschland

ist allein DIN abstimmungsberechtigt bei CEN

und ISO. Die Mitarbeit der nationalen interes-

sierten Kreise an Normen auf internationaler
Ebene erfolgt also nur über DIN. Ziel muß es

sein, a I le deutschen lnteressen im Bereich
Geoinformation durch DIN zu bündeln.

Andere technische Regelsetzungen f inden

im behörd lichen Geoinformationswesen, z. B.

in der AdV oder in nationalen oder internatio-
nalen tnteressenvertretungen wie DDGI und

EUROGI statt. Diese Organisationen haben in
den nationalen Normungsgremien die Mög-
lichkeit, als interessierte Kreise autorisiert

m itzuarbeiten. Nachdem der Normungsbedarf
für ein Projekt festgestellt worden ist, wird
dieses Anliegen an DIN herangetragen, das

nach Bestätigung der Normungswürdigkeit
die Arbeit einleitet und durchführt.

Mit Vol lendung des Europäischen Gemein-

samen Marktes am 31 .1 2.1992 erhielt neben

der nationalen Normung (DlN, Deutsches ln-

stitut für Normung e.V.) die europäische Nor-

mung (CEN, Europäisches Komitee für Nor-

mung) entscheidende Bedeutung. Für den

Bereich Geoinformation wurde das Techni-

sche Komitee CENffC 287 ,,Geoinformation"
gegründet, dessen Normungsauftrag von der
EU mit hoher Priorität versehen worden ist.

Zudem befaßt sich seit einigen Jahren die
I nternationa le Orga n isation fü r Normu ng (lSO)

im ISO/TC211 mit der Normung von Geographic
lnformation/Geomatics. Bereits bei CEN ha-

ben sich als besondere Schwerpunkte Termi-
nologie und Qualitätskontrolle herausgebil-
det.

Normenpyramide

Problem-
orientierter
Konkretisierungs-
grad

Annäherung an
den neuesten
Erkenntnis-
stand der
Technik

Verbindlichkeit
für das
Unternehmen

Gühigkeitsdauer

Kompromiß

lnternationale Normen

rso / tEc

Europäische Normen

CEN/CENELEC/ET51

Nationale Normen

DlN, AFNOR, BSl, SNV u. a.

Abb. 1
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Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft
der Vermessungsverwaltungen der Länder der
Bundesrepublik Deutschland (AdV) fördern
personell und seit 1995 auch finanziel! die
Normungsarbeit des Normenausschusses Bau-

wesen (NABau) im DlN, die im NABau-Fachbe-
reich 03,,Vermessungswesen, Geoinforma-
tion" vor allem auch im Zusammenhang mit
der Arbeit des CENffC 287 in enger Verflech-
tung mit ISO/TC 211 geleistet wird. Auch die
Wirtschaft unterstützt die internationale
Norm u ngsa rbeit. Siemens-N ixdorf (SN l) hat d ie

Beteiligung von DIN als stimmberechtigtes
Vollmitglied (Participant-Member) an ISO/TC

211ermöglicht und unterstützt die Arbeit im
ISO/TC 211 durch einen jährlichen finanziellen
Beitrag.

1.1 Organisation

Die nationale Normungsarbeit wird im
Fach bereich 'Vermessu ngswesen, Geoinfor-
mati on' von vi er Arbe itsa ussch üssen ge I eistet.
Es sind dies
. Arbeitsausschuß 'Geodäsie'
. Arbeitsausschuß'Photogrammetrie und

Fernerkundu ng'
. Arbeitsausschuß 'Kartographie und

Geoi nformation' (Spiegela ussch u ß zu CE N/
TC287 und ISO/TC 211)

. Arbeitsausschuß'Geodätische lnstrumen-
te und Geräte' (zugleich Spiegelausschuß
zu ISOffC 172lSC 6)

Daneben ist der Fachbereich in drei Koor-
dinierungsausschüssen vertreten, die inner-
halb des NABau u.a. Querschnittsaufgaben
wahrnehmen. Sie betreffen die Bereiche'Me-
cha n ische Festi g ke it u nd Sta ndsicherheit',' Hy-
giene, Gesundheit und Umweltsch utz' und
'Qua litätssicheru ng/Qua litätsma nagement-
Darlegung' (siehe Abb. 2 - Struktur des DIN).

1 .2 Nationale Arbeits- und Koordinierungs-
ausschüsse

1.2.1 Arbeitsschausschuß'Geodäsie'
Der Arbeitsausschuß'Geodäsie' bearbei-

tet derzeitig die Normen der Reihen DIN 18709

und DIN 18710.
Die Norm der Reihe DIN 18709 behandelt

Begriffe, Kurzzeichen und Formelzeichen im
Vermessungswesen. Sie umfaßt ca. 700 Be-

griffe und ist in vier Teile gegliedert: Allge-
meines, lngenieurvermessung, Seevermes-
sung, Ausgleichsrechnung und Statistik. Den

Begriffen und Benennungen sind viele Kurz-
und Formelzeichenerklärungen beigefügt.

Die Norm soll der fachlichen Verständi-
gung dienen, die im internationalen Bereich
äußerst wichtig ist. Unterschiede gegenüber
anderen Begriffssammlungen oder,,Wörter-
büchern " bestehen darin, daß f ür die genorm-
ten Begriffe ein breiter Konsenz aller interes-
sierter Kreise hergestellt worden ist. Die in
allen Arbeitsausschüssen genannten Begriffe
werden in das FIc-Wörterbuch übernommen
und dort besonders hervorgehoben.

Anders als die oben beschriebenen Nor-
men der Reihe DIN 18709 enthalten die Nor-
men der Reihe DIN 18710 substantielle Festle-
gungen im Bereich der lngenieurvermessung.
Von den vier vorgesehenen Teilen Grundsät-
ze, Aufnahmevermessung, Absteckungsver-
messung sowie Überwachungsvermessung
(Deformationsmessungen), Iiegt der Teil 1

'Grundsätze' als Entwurf vor.
Diese Normenreihe wird eine wichtige

Funktion im Rahmen der Qualitätssicherung
im Hoch- u. Tiefbau im Sinne der DIN EN ISO

9000er Reihe leisten. Es ist zu erwarten, daß
ihr auch im Hinblick auf die EU-Regelungen
und die damit verbundene berufliche Freizü-
gigkeit eine große Bedeutung zukommen
wird.

1.2.2 Arbeitsausschuß'Photogrammetrie
und Fernerkundung'

De r Arbe itsa ussch u ß 'Photog ra m metrie
und Fernerkundung' hat mit den Normen der
Reihe DIN 18716 ein umfangreiches Normen-
werk abschließend erarbeitet.

'Grundbegriffe und besondere Begriffe der
photog ra m metrischen Aufnah ffi e','Besonde-
re Begriffe der photogrammetrischen Aus-
wertung' sowie'Begriffe der Fernerkundung'
sind Teile der Norm der Reihe DIN 18715. Sie
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Struktur des DIN

r Geschäftsbereich t Deutsche Elektronische
Kommission im DIN'und VDE (Dff)

Frankfurt,a. M.

: 
-i";[nüh" -i

r Koordinierung r

! und Planung 
:

i: - - - -1.-,.1,=,- -:- -'l

! Normenkonformität ii und Zertifizrerung r

1' r"lntef ti'o'ha,[e,.
Zusamrnenar:,bält,r

Geschäftsleitung
Direktor
des DIN Gsschäftsbereich

, ,, Normung

Geschäftshe ch
Verwalt-ung
und Verlage

92 Normenausschüsse
mit 4.300 Arbeitsausschüssen und 34.000 ehrenamtliche Mitarbeiter

Bauwesen lnformationstechnik Materialprüfung Technischer Ausbau
FB 03'Vermessungswesen, Lebensmittel Qualitätsmanagement Technische

Geoinformation' Lichttechnik Schiffs- und Meerestechnik produktdokumentation
Bürowesen Luftfahrt Sicherheit und Umweltschutz Uhren und schmuck
chemischer APParatebau Maschinenbau wasseruesen
Feinmechanik und Optik
Grundformen

Abb. 2
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ist eine Begriffsnorm, in der die relevanten
Begriffe aus der Praxis von Photogrammetrie
und Fernerkundung def iniert und erklärt wer-
den. Auch sie sollen durch die normative Fest-
legung der fachlichen Verständigung dienen.

Die zunehmende Digitalisierung aller Ar-
beitsprozesse und die herausragende Bedeu-
tung von Techniken der Photogrammetrie und
Fernerkundung zur Datenbeschaffung im Be-

reich der Geoinformation und benachbarter
Gebiete erfordern weitere Normungsarbeit.
Schwerpunkte werden Aspekte der Qualitäts-
sicherung von Produkten sowie die Definition
von Schnittstellen für einen rationellen Da-

tenaustausch auch unter internationalen
Aspekten sein. Da es sich um fachliches ,,Neu-
land" handelt, hat Deutschland hier die Chan-
ce, seinen Vorsprung auch international zu

n utzen.

1.2.3 Arbeitsausschuß'Kartographie und
Geoinformation'

Der Arbeitsausschuß'Kartographie und
G eo i nformation' (zugleich Sp iegela ussch u ß zu
CENffC 287 und ISO/TC 211) befaßt sich aktu-
ell mit der Auswertung und Weiterbearbei-
tung der Ergebnisse der Sitzungen des
Technica! Committee ISO/TC 211 'Geographic
lnformation/Geomatics', wobei auch detail-
lierte Arbeitspapiere und Berichte über die
Aktivitäten der fünf Working Groups des ISO/

TC211 zu bearbeiten sind. Neben der inhaltli-
chen Facharbeit sind im Rahmen der Arbeit
des Technical Committee CEN/TC 287 u. a.

deutsche Übersetzungen der Dokumente
'Referencing-geographic identifiers, Data
descri pti on-q ua I ity, -tra nsfer, -geometry, -me-
tadata, Processing-query and update und
Referenci n g-position' zu erstel len; ei ne ad hoc-
Übersetzungsgruppe unter Beteiligung der
Normungsinstitute der Schweiz und Öster-
reichs haben gemeinsam die von DIN gefertig-
ten Rohübersetzungen geprüft und begleiten
die anschließende Einspruchsphase der Ent-
würfe. Deutschland kann leider nicht an allen
der insgesamt 21 Normungsprojekte mitwir-
ken und muß sich wegen fehlender Personal-
ressourcen auf wenige Normungsprojekte
konzentrieren.

1.2.4 Arbeitsausschuß'Geodätische lnstru-
mente und Geräte'

Der Arbeitsausschuß'Geodätische lnstru-
mente und Geräte' hat die Aufgabe, die für
die verschiedenen geodätischen lnstrumente
und Geräte festgelegten Normen den sich

ständig ändernden technischen Entwicklun-
gen anzupassen ,ggf .auch durch Neuentwick-
lung von technischen Normen und Prüfver-
fahren. Die Aufgabe wird dadurch besonders
komplex, weil sich der Markt für geodätische
lnstrumente und Geräte immer stärker inter-
nationalisiert. Entsprechend ist die Mitarbeit
in lSO-Gremien, insbesondere im ISOITC 1721

SC 6 (Sub committee) weiterhin erforderlich.
Vom Arbeitsausschuß'Geodätische I nstru-

mente und Geräte'sind 1996 die Normen DIN
18720 'Verbindung von lnstrument und Stativ
bei geodätischen Instrumenten'und DIN 18726
'stative für geodätische lnstrumente' heraus-
gegeben worden. DIN 18703 'Nivellierlatten'
und DIN 187 17'Präzisions-Nivellierlatten' sind
bereits im November 1996 veröffentlicht wor-
den. lm Rahmen der Tätigkeit dieses Arbeits-
ausschusses als Spiegelausschuß zu ISO/TC 172
(Optical lnstruments) I SC 6 (Geodetic and
Surveying lnstruments) werden derzeit die
Normen DIN 18720 und DIN 18726 bezüglich
ihrer Mindestanforderungen vereinigt; sie
sollen in das Abstimmungsverfahren der lSO

eingebracht werden. Die Norm ISO 9849
'Terminology' und die weitgehend dieser Norm
entsprechende DIN 18723 'Arten und Bauteile
von geodätischen lnstrumenten - Begriffe'
werden von DIN und ISO überarbeitet. Die
Entwürfe ISO/DlS- 12857'Geodetic lnstruments
- Feldverfahren zur Bestimmung der Genauig-
keit -'; die Teile 'Nivelliere', 'Theodolite' und
'Elektrooptische Distanzmesser' (EDM lnstru-
mente) haben bereits das Abstimmungs-
verfahren positiv durchlaufen und werden
nach redaktioneller Überarbeitung durch das
schweizer Sekretariat in Kürze als ISO-Stan-
dard herausgegeben. Ferner befaßt sich der
Ausschuß mit der Normung von Rotations-
lasern und GPS.

1.2.5 Koordinierungsausschüsse
ln der Bauproduktenrichtlinie der EG - in

177



Deutschland umgesetzt durch das Bau-
produktengesetz des Bundes sowie die Landes-

bauordnungen -, sind u. a. sog.,,wesentliche
Anforderungen" an Bauwerke festgelegt
worden. Entsprechend diesen,,wesentlichen
Anforderungen" sind Koordinierungsaus-
schüsse beim NABau eingerichtet worden. Sie

haben Grundsatzpapiere für den jeweiligen
Zustä nd i g keitsbere ich entwicke It, d i e den ei n-

zelnen Fachbereichen des NABau als Richt-
schnur dienen sollen, wenn sie die deutschen
lnteressen in den europäischen Normungs-
gremien des CEN zu vertreten haben. Dane-
ben haben sie die Aufgabe, die einzelnen
Fachbereiche und Arbeitsausschüsse im Sinne
einer Koordinieru ng zu beraten.

Der Fachbereich 'Vermessungswesen,
Geoinformation' sieht seine lnteressen vor al-
lem bei Fragen der Standsicherheit, des Um-
weltschutzes und der Qualitätssicherung be-
rührt und ist daher im Koordinierungsaus-
schuß'Mechanische Festigkeit und Standsi-
cherheit' vertreten. lm Koordinierungsaus-
schuß'Hygiene, Gesundheit und Umwelt-
schutz' werden die Möglichkeiten geographi-
scher I nformationssysteme zu r Da rste I I u n g des
Raumbezuges umweltrelevanter Probleme
aufgezeigt. lm Koordinierungsausschuß'Qua-
I itätssi che ru n g/Q u a I itätsma n a gement-Da rl e-
gung' wurden die Anforderungen der lnge-
nieurvermessung als qualitätssichernde Ele-

mente in einem Grundsatzpapier verankert.

2 Europäische Normung (CEN)

An der Europäischen Normungsarbeit zur
Geoinformation beteiligen sich seit 1992 in-

zwischen 19 (abstimmungsberechtigte) Voll-
mitglieder (nationale Normungsinstitute, wie
z. B. DIN für Deutschland) und fünf andere
Organisationen. Die Arbeit wird in den vier
Arbeitsgruppen (Working-groups WG) Refe-

renzmodell (Niederlande), Datenmodell
(Frankreich), Datentransfer (England) und
Räumliche Bezugssysteme (Deutschland (Bun-

desanstalt für Kartographie und Geodäsie BKG,

vormals lfAG)) sowie fünf Projektteams durch-
gef üh rt.
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Der Auftrag gliedert sich in die folgenden
logischen Bearbeitungsblöcke:

Grundlagen, Datenbeschreibung, Bezugs-

system und Verarbeitung. Die Normungs-
aktivitäten unterliegen einer strengen Kon-
trolle und Steuerung durch Festlegung der
Arbeitsziele, des Umfangs der Arbeiten, der
Zuordnung zu Arbeitsgruppen und eines Zeit-
plans für detaillierte Bearbeitungsschritte.

Wegen der besonderen Bedeutung wurde
die Normung von GIS durch die EU mit'Man-
dat' versehen.

lm Juni 1996 fand in Berlin bei DIN als
Gastgeber erstmalig eine Plenarsitzung des
CEN/TC 287 statt. Dabei wurde die Chance
gen utzt, d ie deutschen Geoinformations-
systeme ATKIS, ALK und ALB durch die Bun-
desländer Berlin, Brandenburg, Niedersach-
sen und Nordrhein-Westfalen sowie die Her-
steller Siemens/Nixdorf und AED Graphics mit
praktischen Vorführungen nach einem Ein-
führungsvortrag über das deutsche amtliche
Vermessungswesen und das GIS-Modell der
AdV unmittelbar zu präsentieren.

lm GIS-Bereich sind die Norm-Entwürfe des
CENffC 287 nunmehr sehr weit entwickelt. lm
einzelnen sind dies folgende Dokumente:

. ENV 12009: 1997 Geoinformation - Refe-

renzmodell
. prEN 12752:1997 Geoinformation

Bezug - Lage
. prENVl 2160:1 ggTGeoinformation Da-

tenbeschreibung - Geometrie
. prEN 1 265 6:1997 Geoinformation -Daten-

beschreibung - Qualität
. prEN 12657:lggTGeoinformation-Daten-

beschreibung - Metadaten
. prEN 1 2558:1997 Geoinformation - Daten-

beschreibung. - Datentransfer
. prEN 12660: 1997 Geoinformation - Verar-

beitung - Abfrage und Aktualisierung
. prEN 12551:1997 Geoinformation - Raum-

bezug - Geoidentifikation

Diese Dokumente befinden sich z. Z. im
CEN-Umfrage-Verfahren und dienen nach der
Überarbeitung auch in den lso-Gremien als

Grundlage für die Entwicklung der entspre-
chenden ISO-Normen.



Die endgultige Form der CEN/TC 287 - Er-

gebnisse wurde im Hinblick auf die nachfol-
genden ISO-Normen intensiv diskutiert. Ent-
sprechend d"T Auftrag der EU an das CENffC

287 hat das Grömium endgültige Europa-Nor-
men zu erstellen. Es zeichnete sich aber auch
ab, daß einige Normen als Europäische Vor-
normen herausgegeben werden, um prakti-
sche Erfahrungen zu sammeln und die weiter-
führenden ISO-Ergebnisse darauf aufzubau-
en. Zeitgleich sollen die ISO-Ergebnisse in die
CEN-Arbeit unmittelbar einfl ießen.

ln allen europäischen Norm-Entwürfen
wird zur formalen Beschreibung von Sachver-
halten die Datenbeschreibungssprache
EXPRESS (l5O-10303-1 1) verwendet. Wegen
der besonderen Bedeutung der Terminologie
liegt inzwischen auch ein ständig zu ergän-
zendes dreisprachiges Arbeitsdokument
'Geographic lnformations - Definitions' im CEN/

TC287 - für die internationale Arbeit zugleich
a uch a ls generel les Fachwörterbuch z. Z.

noch zum internen Gebrauch - vor.
Abgesehen davon, daß die offiziellen

Sprachfassu ngen (deutsch, eng lisch, f ra nzö-
sisch) weiterhin entsprechend der CEN-Ge-

schäftsordnung benötigt werden, sind mittel-
bis langfristig Trend und Wirtschaftlichkeit
auf die reinen Englischfassungen von CEN und
ISO gerichtet . Zur Frage, ob man in Deutsch-
land bereits jetzt auf die aufwendigen Über-
setzungen ins Deutsche verzichten kann, muß
berücksichtigt werden, daß die sprachlichen
Voraussetzungen in Deutschland z. Z. noch
nicht vorliegen dürften. Es besteht deshalb
die fachliche Notwendigkeit einer einheitli-
chen und autorisierten Übersetzung ins Deut-
sche, weilandernfalls nicht nur die Akzeptanz
der englisch verfaßten Normen stark gemin-
dert ist, sondern auch interessierte Anwender
der Normen eigene, voneinander abweichen-
de, I n-house "-Ü bersetzu ngen a nfertigen wer-
den, die dem Normungsgedanken fachlich und
wi rtschaftl ich entgegenstehen.

3 lnternationale Normung (lSO)

Aufbauend auf vorhandenen internatio-
nalen Standards wie DIGEST der Digitel Geo-

graphic lnformation Workung Group DGIWG
(NATO-Standard), S 57 - der IHO lnternationa-
len Hydrographischen Organisation mit GDF -
Geographic Data File des CEN/TC 278 Road

Construction and Traff ic Telematics sowie auf
der bei CEN geleisteten Grundsatzarbeit, steigt
die Bedeutung der ISO-Arbeit ständig.

Da die Leistungsfähigkeit dervon der deut-
schen Delegation bei CEN und !SO eingebrach-
ten deutschen GlS-Systeme international be-
kannt geworden ist, hat Deutschland bei der
Ietzten Plenumssitzung im Oktober 1997 in

Oxford ausdrücklich die Chance erhalten, die
deutschen AdV-Standards ATKIS, ALK und ALB

bei ISO aktiv zu vertreten .Zar Zeit feh len noch
die deutschen Experten. Trotz restriktiver Hal-
tung der Verwaltungen und der Wirtschaft
darf die Chance nicht verpaßt werden!

Das ISO/TC Technical Committee 211
'Geographic lnformation/Geomatics' besteht
inzwischen aus 25 Vollmitgliedern, 13 Mitglie-
dern mit Beobachterstatus und neun ange-
sch lossenen Orga n isationen (Externa I Lia isons).

Es sind in fünf Working-Groups insgesamt 21

Einzelaufgaben (Work-ltems) abzuarbeiten.
Nach Zahl und wirtschaftlicher Bedeutung
wirken inzwischen sämtliche Länder und Or-
ganisationen, die weltweit mit Geographic
lnformation/Geomatics befaßt sind, bei lSO

mit.
Durch die inzwischen bewährte Tagungs-

technik, Plenum und Working Groups zeitlich
zu kombinieren, ergibt sich ein intensiver und
effektiver Austausch der Arbeitsergebnisse
bereits während der Gesamtsitzung. lm Hin-
blick auf die zahlreichen Working-Groups, Nor-
mungsvorhaben und Project Teams muß hier
nachdrücklich darauf hingewiesen werden,
daß Deutschland im Vergleich zu anderen Staa-
ten hinsichtlich der Expertenanzahl unter-
repräsentiert ist und dringend weitere Fach-
leute - in verstärktem Maße auch vor allem
aus der lndustrie - benennen muß. Deutsch-
land hat die Leitung des Projekts 'Geodetic
reference systems'durch das Bundesamt für
Kartographie und Geodäsie (BKG) übernom-
men. Dadurch wird die bei CEN/TC 287 begon-
nene Arbeit auch bei ISO kompetent und wirt-
schaftl ich weitergeführt werden.
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Die Aktivitäten im Bereich ISOffC 211 sind
sehr umfangreich; auch der Arbeitskreis luK
der AdV hält eine stärkere deutsche Beteili-
gung im lnteresse der Berücksichtigung von
AdV-Standards für dringend notwendig;
i nfo rmati onstech no I og isches Verstä nd n is u n d

fachliches Know-how sind zur Mitarbeit je-
doch unerläßlich. AIle lnteressenten sind auf-
gerufen, in den Normungsgremien mitzuwir-
ken.

4 Zusammenarbeit mit anderen
Organisationen

Das ISOffC 211 Geographic lnformation/
Geomatics arbeitet neben einer größeren
Anzahl von ISO-Organisationen (TCs) mit fol-
genden nicht zu ISO gehörenden Organisatio-
nen (External Liaisons) zusammen:
. CEN/TC 287 'Geographic lnformation'
. Digital Geographic lnformation Working-

Group (DGIWG)
. European Petroleum Survey Group (EPSG)

. International Federation of Surveyors (FlG)

. lnternationalAssociation of Geodesy (lAG)

. International Cartographic Association
(tcA)

. International Hydrographic Bureau (lHB)

. International Society for Photogrammetry
and Remote Sensing (ISPRS)

. Open GIS Consortium (OGC)

. [f nited Nations Economic Commission for
Europe (UN/ECE)

Von diesen Organisationen hat in letzter
Zeit OGC in der Fachwelt besonders auf sich

aufmerksam gemacht. Es handelt sich bei Open
GIS um eine neue G|S-Architektur, die durch
interoperables'Geoprocessing' sowie trans-
parentem Zugriff auf verteilte heterogene
Daten und Funktionen aus Nutzersicht 9e-
kennzeichnet ist. Vision ist die lntegration von

Geo-Daten und ihrer Verarbeitung in die all-
gemeine lnformationsverarbeitung und die

breite N utzu ng i nteroperabler kom merziel ler

GlS-Software innerhalb der lT-Landschaften.
Software Spezifikationen von Schnitt-

stellen, Objektorientierung, Prozeß nicht
Datenorientierung sind weitere Kriterien von

Open GlS.
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Diese Vereinigung von GlS-Anbietern, lT-

lndustrie und Nutzern strebt eine Vergröße-
rung des G|S-Marktes u. a. durch enge Verzah-
nung zur Standardisierung und kommerziel-
len Produktentwicklung an.

ISO/TC 21 t hat sich bei den beiden Plenums-

sitzungen im Juni und Oktober 1997 speziell
mit OGC befaßt. Beide Gremien haben eine
enge Zusammenarbeit auf allen Ebenen ver-
einbart und kürzlich ein 'White Paper' (Ver-
fasser Prof. Kuhn/Münster) in Oxford heraus-
gegeben, um die Ergebnisse gemeinsamer
Analysen der technischen Aspekte hinsicht-
lich Unterschiede und Gemeinsamkeiten bei-
der Organisationen sowie Vermeidung von
Doppelarbeit und Harmonisierung der Pro-
gramme darzustellen. Es gilt u. a. Zeitpläne
abzustimmen und Langzeitstrategien zu ent-
wickeln. Die enge Zusammenarbeit liegt im
beiderseitigen lnteresse dieser Organisatio-
nen.

5 Normungsaktivitäten und amtliches
Vermessungswesen

Die AdV hat im Herbst 1995 zwei Experten-
gruppen beauftragt, im Rahmen der Gesamt-
aufgabe'Bereitstellung von Geobasisdaten'
eine integrierte Modellierung der Daten des
Liegenschaftskatasters (ALB und ALK) mit den
Daten der topographischen Landesaufnahme
(ATKIS) vorzuschlagen. Die Expertengruppen
'ATKIS-Entwicklung' und'lntegrierte Model-
I i eru n g des Li egenschaftskatasters' ha ben d i e-

se Aufgabe unter weitgehender Berücksichti-
gung der internationalen Normungsakti-
vitäten bearbeitet. Es wurde festgestellt, daß
gegenwärtig insbesondere die Normung im
CEN/TC 287, aber künftig auch verstärkt im
ISO/TC 211, unmittelbar Einfluß auf die Ent-
wicklungen haben werden. Da zum einen
durch Übereinkommen zwischen CEN und ISO

die Norm-Entwürfe des CEN soweit wie mög-
lich als Grundlage für die Entwicklung der ISO-

Normen Verwendung finden und zum ande-
ren auch die für ALB/ALI«ATKIS bedeutsam-
sten Aspekte wie Modellierung von



. Raumbezugssyste ffi,

. Geometrie und Topologie,

. Qua lität,

. Beschreibung digitalertopographisch-kar-
tographischer Daten (Metadaten),

. Abfrage- und Fortführungsmechanismen
sowie der

. Datentra nsfer

in den Europäischen Norm-Entwürfen des
CEN/TC 287 bereits sehr weit entwickelt sind,
wurden die entsprechenden CEN-Dokumente
der Arbeit der beiden Expertengruppen (EGr)

zugrundegelegt.
lm einzelnen handelt es sich um die unter

Nr. 2 aufgeführten Dokumente.
Da in allen Europäischen-Norm-Entwür-

fen zur formalen Beschreibung von Sachver-
halten die Datenbeschreibungssprache
EXPRESS (lSO 10303-1 1) in ihrer lexikalischen
(-L) bzw. graphischen (-G) Ausprägung ver-
wendet wird, wird dieses Werkzeug daher
auch von den Expertengruppen durchgehend
eingesetzt und fur die künftige Arbeit in den
Projekten ALB/ALK und ATKIS empfohlen.

Das von den Expertengruppen vorgeschla-
gene gemeinsame Datenmodellfur die Daten
von ATKIS und ALKIS (Liegenschaftskataster
lnformationssystem) ist in EXPRESS-G formu-
liert.

Das vorgeschlagene gemeinsame ALKIS/
ATKIS-Datenmodell beinhaltet verschiedene
Komponenten der Europäischen Normung. Die
geometrischen und topologischen Grundfor-
men (Punkt, Linie, Fläche, Raster, Knoten,
Kante, Masche) lassen sich komplett durch das
Raumbezugsschema'Ra u mbezugsgru ndform'
(prENV 12661 1997) abbilden

Die Expertengruppen haben vorgeschla-
gen, die europäischen Vorgaben zur Meta-
daten- u nd Qua I itätsbesch rei bu n g a nzu ha lten.
Die Normung siehtvor, die Elemente der Meta-
daten in Tabellen zu beschreiben. Die Struktur
der Tabellenform ist dabei vorgegeben. lm
vorgesch lagenen ALKIS/ATK!S-Daten mode ll
wird grundsätzlich der gesamte Datenbestand,
der eine Sammlung von Objekten ist, durch
übergeordnete Eigenschaften (Metadaten)
beschrieben. Darüber hinaus ist es mögtich,
Angaben über die Qualität von Daten auch in

Form von Qualitätsbeschreibungen bei der
einzelnen Objektart (und dem einzelnen indi-
viduellen Objekt) anzugeben. Die Experten-
gru ppe ATKIS-E ntwickl ung hat vorgesch lagen,
daß in einer ersten Phase verbindliche Anga-
ben zu r Qua I ität m it in den Metadaten besta nd
aufgenommen werden sollen.

Auf der G rund lage der Vorsch Iäge der AdV-
Expertengruppe wird das gemeinsame ALKIS/
ATKls-Datenmodell in den AdV-Gremien zur
Zeit abschließend beraten. Es ist fundamenta-
ler Bestandteil des ,,Adv-Konzeptes für die
Modellierung der Geoinformationen des amt-
I ichen Vermessu ngswesens".

Dieses Konzept ist die Grundlage für die
lnformationssysteme ALKIS und ATKIS. Es ent-
hält fachliche Festlegungen für
. die Anwendung des Datenmodells sowohl

für ALKIS als auch für ATKIS,
. die integrierte Führung von Schrift, Signa-

turen und kartographischen Geometrien
a Is Zusatzdaten,

. die Führung von Metadaten und Quali-
tätsdaten,

. die Landschaftsmodellierung mit integrier-
tem Geländemodell,

. eine neue, gemeinsame Datenschnittstelle,

. eotsprechende Migrationskonzepte.

Hinsichtlich des Standes und der Abstim-
mung der Normungsarbeit bei CEN, ISO und
OGC ist es für die AdV wichtig, die weiteren
Entwicklungen bei ISO und OGC mit dem Ziel
der lntegration der unterschiedlichen Strate-
gien, Datenorientierung bei ISO und Prozeß-
orientierung bei OGC, aufmerksam zu verfol-
gen. Außerdem sind die Auswirkungen auf
die Weiterentwicklung der Projekte ALKIS und
ATKIS zu untersuchen und die lnvestitionen in
Geodaten und -verfahren durch Einfluß auf
weitere Normungs- und Standardisierungs-
entwicklungen abzusichern.

6 Ausblick

Ursprünglich war DIN das nationale Forum
(Abb. 1), auf dem die Werk-normen der Her-
steller und die technischen Anforderungen
privater und öffentlicher Anwender abge-
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stimmt wurden. Bald kam die Beteiligung an

der lnternationalen Normung in der ISO hin-
zu. Seit den 80er Jahren hat sich die europäi-
sche Harmonisierung zwischen die internatio-
nale und die nationale Normung geschoben.

lm letzten Jahrzehnt hat es allerdings
erhebliche Umschichtungen gegeben (vgl.

Abb. 3).
Vor zehn Jahren hatten etwa achtzig Pro-

zent der Normungsvorhaben rein nationalen
Charakter, jetzt entfällt mehr als die Hälfte
auf die europäische Normung und ein weite-
res Drittel auf die internationale Normung.
lnsbesondere das Europäische Normenwerk
ersetzt weitgehend die rein nationalen Nor-
men. Diese Trends werden anhalten.

Es vollzieht sich eine Verschiebung des

Bruttosozialprodukts zugunsten des Dienst-
Ieistungssektors. Diesen Entwicklungen müs-

sen auch die Normungsinstitutionen Rechnung
tragen. Das gilt f ür Bereiche wie die Telekom-

munikation aber auch für den Tourismus, die

Gesundheit und die Freizeit und deren lnfor-
mationssysteme und alle raumbezogenen
Grundlagen. Die Normung im Sinne einer öko-
logisch nachhaltigen Entwicklung wird zuneh-
men. Es müssen über die weiterhin wichtige
Produktnormung hinaus Systeme beschrieben
bzw. Leistungsanforderungen definiert und

Schn ittstel len festgelegt werden.
Das Zusammenrücken der Länder im euro-

päischen und internationalen Rauffi, der hier-
durch gegebene Zwang zur überregionalen
Planung, zum überregionalen Umweltschutz,
zur Lösung von Transportproblemen, aber auch

die wirtschaftliche Nutzung bestehender Res-

sourcen und Dienstleistungsangebote führt
zum standardisierten Datenaustausch und ste-

tig zunehmender Bedeutung. Durch Mitwir-
kung in CEN/TC 287 und ISO/TC 211 stellt sich

der Normenausschuß Bauwesen dieser wichti-
gen zukunftsorientierten Aufgabe.

198§ 1986 1987 {e88 1989 1990 t99{ t992 {993 1995 t996 1997

NORMUNGSARBEIT DES DIN

ANZAHL DER VORHABEN

Abb. 3
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Der Nachweis von Wasserschutzgebieten
i m Liegenschaftskataster

Von Wolfgang Stennert

1 Das Liegenschaftskataster als Basis f ür
lnormationssysteme

Im Laufe der Jahrzehnte sind Festlegun-
gen an und über Grundstücke getroffen wor-
den, die mehr oder weniger ungeregelt, ne-
beneinander verwaltet wurden und werden.
Die Qualität der Nachweise ist sehr unter-
schiedlich und reicht von einer einfachen Dar-
stellung in einqr topographischen Karte bis
zur Aufzählung von einzelnen Flurstücken in
Verzeichnissen und Verordnungen. Genauso
vielfältig erfolgte die lnformation der Eigen-
tümer über diese Festlegungen von Bekannt-
machungen in Tageszeitungen über Gesetz-
und Verordnungsblätter bis zu direkten An-
schreiben

lm Zuge der Modernisierung der Verwal-
tung unter Einsatz von zeitgemäßer Technik
bietet sich die Möglichkeit durch Kooperation
verschiedener Verwaltungen, jederzeit einen
aktuellen Stand vorzuhalten. Der Grundstücks-
eigentümer oder Bürger erhält so die Gele-
genheit sich schnell und gezielt zu informie-
ren.

Voraussetzung ist der nachrichtliche Hin-
weis auf die Art der öffentlich-rechtlichen
Festlegung im Liegenschaftskataster, dem ein-
zigen flächendeckenden Nachweis des Grund
und Bodens.

Zu gewährleisten ist die Verknüpfung mit
der rechtlich zuständigen Verwaltung. über
einen Datenaustausch ist die gegenseitige
Fortführung zeitnah sicherzustellen, um eine
Verunsicherung des Bürgers und Mehrarbeit
zu vermeiden

Auf diese Weise kann sehr einprägsam die
hohe Bedeutung des Liegenschaftskatasters
als Basis für Geo-lnformationssysteme (GIS)

hergestellt werden.

Zur Zeit werden in verschiedenen Pilot-
verfahren Kooperationen dieser Art getestet,
mit dem Ziel Verfahren für automations-
gerechte Lösungen zu entwickeln.

2 Der Nachweis von öffentlich-rechtlichen
Festlegungen im Liegenschaftskataster

Die Eintragung von Hinweisen zu öffent-
lich-rechtlichen Festlegungen wurde bereits
in den siebziger Jahren im Liegenschaftsbuch
ermöglicht. ln der Regel beschränkte sich die-
se Nutzung auf die Angabe der Zugehörigkeit
zu Flurbereinigungs- oder Umlegungs-
verfahren, die Lage in Naturschutzgebieten
oder die Eintragung im Baulastenverzeichnis.
ln einigen Regionen des Landes wurde auch
die Zugehörigkeit zu Wasser- und Bodein-
verbänden vermerkt.

lm Laufe der Jahre wurden diese Möglich-
keiten so ausgeweitet, daß die Aussagekraft
erhöht werden konnte. So wurden z. B. der
Hlnweis ,BLA' - Baulast um die Angabe der
Baulastenblattnummer ergänzt oder der Hin-
weis der Zugehörigkeit zu einem Flurberei-
nigungsverfahren um den Rechtszustand des
Verfahrens und die ausführende Stelle erwei-
tert.

lm Zuge der Novellierung des Niedersäch-
sischen Abfallgesetzes wurde nicht nur die
Führung des Altlastenverzeichnisses auf der
Basis des Liegenschaftskatasters, sondern auch
die Erweiterung der Eintragungen anderer
öffentlich-rechtlicher Festlegungen im Lie-
genschaftskataster rechtl ich abgesichert.

So kann jetzt nachrichtlich ein Hinweis auf
Wasserschutzgebiete oder Heilquellen-
sch utzgeb iete i m Liegenschaftskataster gege-
ben werden. Von der Ermächtigung des Fach-
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ministers auf dem Verordnungswege tätig zu
werden, wurde in diesem Fall kein Gebrauch
gemacht.

3 Wasserschutzgebiete

Zum Schutz des Grundwassers und der
Si cherste I I u n g der öffe ntl ichen Wasserversor-
g u ng kön nen Wassersch utzgebi ete festgesetzt
werden. Unter Einteilung in verschiedene
Zonen können Eigentümer in ihren Nutzungs-
rechten eingeschränkt oder zu bestimmten
Handlungen verpflichtet werden. Aus den
Gebuhrenaufkommen für Wasserentnahme
können Maßnahmen gefördert werden, die
dem Schutze des Wasservorkommens dienen.
Die Bandbreite reicht vom Grunderwerb in

Wasserschutzgebieten über Ausgleichs- und
Entschädigungsleistungen bis zu Vereinba-
rungen mit Land- und Forstwirten über
g ru ndwasserschonende Bewi rtschaftu ng.

Voraussetzung für die Nutzung und Um-
setzung dieser Möglichkeiten ist die Kenntnis
von der Lage der Grundstücke. Beim bisheri-
gen Nachweis der Gebietsabgrenzung durch
Darstellung in topographischen Karten ist eine
Zuordn ung problematisch.

Anzustreben ist eine g ru ndstücksscha rfe
Eintragung im Liegenschaftskataster, durch
die eine sofortige Aussage über die Zugehö-
rigkeit zu einer bestimmten Zone einesWasser-
schutzgebietes gegeben ist.

Zur Zeit wird durch die Vergabe an lnge-
nieurbüros eine Bewirtschaftungskartierung
erstellt. Aus ALB-Listen u nd Liegenschafts-

karten wird nach Befragung der Eigentümer
oder Pächter in einer DG K 5 d ie Bewirt-
schaftu ngsstru ktu r nachgewi esen. An gegeben

werden der Landwirt, die Fläche und die Art
der Nutzung.

Vom Landesamt für Bodenforschung wird
teilweise auf der Grundlage des Boden-

katasters eine geologisch-bodenkundliche
U ntersuchung' zur Verfüg ung gestel !t.

Auf der Grundlage dieser Daten wird mit
einzelnen Landwirten über eine grundwasser-

schonende Bewirtschaftung verhandelt mit
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Entschädigungen für einen geringeren Ertrag
oder Mehraufwand.

4 Pilotvorhaben zum Nachweis der Wasser-
schutzgebiete

Sowohl im Katasteramt Gifhorn als auch
im Katasteramt Braunschweig wurde in Zu-

sammenarbeit mit dem Staatlichen Amt für
Wasser und Abfall in Braunschweig versucht,
einen weniger aufwendigen Weg zu entwik-
keln.

Ziel dieses Pilotverfahrens ist die Entwick-
lung von automatisierten Verfahren auf der
einen Seite für die Eintragung zu öffentlich-
rechlichen Festlegungen als Hinweis im
Liegenschaftskataster in Buch und Karte und
auf der anderen Seite für eine stärkere Nut-
zung dieser Daten auf effektive Weise durch
andere Stellen. Nur auf diesem Wege können
ALB und ALK (oder zukünftig ALKIS) eine
echte Basis für grundstücksbezogene lnfor-
mationssysteme der Nutzer werden.

So wurden in Braunschweig die beiden
Wasserschutzgebiete ,, Lamme" und ,, Bien-
roder Weg" sowohl in das Liegenschaftsbuch
als auch in die Liegenschaftskarte übernom-
men.

Grundlagen der vorbereiteten Arbeiten
waren Lichtpausen der Deutschen Grundkarte,
die Eintragungen der einzelnen Zonen l, ll, llla
und lllb enthielten. Unterstützend konnten
Karten des städtischen Vermessungsamtes
herangezogen werden, in denen bereits Ab-
gleich mit Flurstücksgrenzen erfolgt war.

Die Arbeiten konnten im Rahmen einer
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme relativ kurz-
fristig abgewickelt werden. Dabei wurden für
die Bereiche, die außerhalb der Amtsbezirks-
grenzen lagen, die Fortführungsbelege mit
aufgestellt.

lm ALB wird der Hinweis auf das Wasser-

schutzgebiet als,,Ausführende Stel leA/erfah-
ren" (Datenelement LFl0/LF10 A) übernom-
men.

Kennung der Art der Ausführenden Stelle
(einstellig)



L = Wasserschutzgebiet nach dem Nds.

Wassergesetz
Schlüssel der Ausführenden Stelle (vier-

stellig)
0101 = Staatl. Amt für Wasser und Abfall
Braunschweig (Anlage 1 )

Nummer des Verfahrens (sechsstel I ig)
1. Stelle:
An lagenart
1 = öffentliche Wasserversorgung
2., 3. Stelle:
lfd. Nr. der Anlage
01 = Numerierung innerhalb der Gemeinde
4. Stelle:
Trennzeichen Komma (,)

5., 6. Stelle:
Bezeichnung der Schutzzonen mit
1- - Schutzzone 1, Fassungsbereich
2- = Schutzzone 2, eingere Schutzzone
3 A = Sch utzzone 3, weitere Schutzzone

innerer Bereich
3 B = Schutzzone 3, weitere Schutzzone

äußerer Bereich

Die Verfahrensnummer ist an die Nume-
rierung der Wassergewinnungsgebiete des
STAWA's a ngeleh nt u nter Fortfa ll der
Gemeindenummer, die im Liegenschafts-
kataster bereits an anderer Stelle verhaftet
ist. (Anlage 2)

So Iange keine Möglichkeit besteht, die
Wasserschutzgebiete als Elemarobjekte in der
ALK zu führen, wurde die Gebietsgrenze in
der ALK hilfsweise als Rahmenobjekt entspre-
chend der Zeichenvorschrift mit dem OSKA-
Schlüssel 0278 und dem Schriftzusatz,,WSG'
dargestellt. Auszüge als Muster sind als Anla-
ge3und4beigefugt.

ln einem zweiten Schritt wurden digitale
Daten der ALK für zwei Numerierungsbezirke
abgegeben, um eine Weiterverarbeitung für
die Bewirtschaftungsflächen zu entwickeln.
Nach diesem erfolgreichen Test wurden mitt-
lerweile für das Wasserschutzgebiet ,,Bien-
roder Weg" ko.mplette Datensätze des ALB
auch für das Katasteramt Wolfenbüttel und
die Daten der ALK für Braunschweig abgege-
ben.

In einem dritten Schritt soll jetzt versucht
werden, die Daten zu erschließen, die bei der

Agrarstrukturverwaltung im Rahmen der Zu-

schüsse der gemeinsamen Agrarpolitik der EU

(GaP) gefuhrt werden.

5 Zukünftiger Verfahrensablauf

Bei der Festlegung neuer Wasser-
schutzgebiete kann sicherlich ein abgestimm-
tes Verfahren entwickelt werden, daß einen
Austausch von Datensätzen zur Eintragung in

das Liegenschaftskataster beinhaltet. Es han-
delt sich im Prinzip nur um einen Sonderfall
der Übernahme bereits vorhandener Gebiete.

Das staatliche Amt für Wasser und Abfall
Braunschweig vergibt zur Vorbereitung der
Zusatzberatung die Aufbereitung der Daten
des Liegenschaftskatasters (Datensätze des
ALB, Liegenschaftskarten) für ein vorhande-
nes Wasserschutzgebiet an ein externes Büro.
Dort werden die Liegenschaftskarten in eine
DGK überführt, da die Gebietsgrenzen eben-
falls auf der Grundlage der DGK vorliegen.
Anschließend wird die vorliegende Karte digi-
talisiert und es werden die dazugehörigen
Fl u rstücksn u m mern gespeichert.

Auf diesem Wege können Fortführungs-
datensätze erzeugt werden, mit denen das
Wasserschutzgebiet im ALB verhaftet wird.
Eine Eintragung in die Karte kann hierauf
aufbauen.

Zur weiteren Behandlung der Zusatz-
beratung könnten erneut Datensätze abge-
geben werden, die jetzt auf die Wasser-
schutzgebiete abgestimmt si nd.

Um einen ständigen Vergleich mit den
Daten der Agrarstrukturverwaltung (GAP) zu
ermöglichen, ist eine jährliche Aktualisierung
erforderlich, die über den Bezug der Fort-
f ü h ru ngsdaten oder einen D irektzug riff
sichergestellt werden muß. Dieser Fortf üh-
rungsdienst ist überwiegend einseitig, da die
Abg renzu ng der Wassersch utzgebiete kei nen
ständigen Veränderungen unterl iegt.

6 Ergebnis

Der Verfahrensablauf, der hier vorgestellt
wurde, ist eher zuf ällig durch Kontaktaufnah-
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me der örtlichen Dienststellen untereinander
entstanden. Hier zeigt sich sehr deutlich das

Sparpotential bei einem abgestimmten Vor-
gehen und die Bedeutung des Liegenschafts-
katasters als zentrale Basis für alle Geo-
informationssysteme. Gleichzeitig entsteht

aber auch die Verpflichtung der Kataster-
verwaltung nicht nur Basisdaten zur Verfü-
gung zu stellen, sondern auch lnformations-
börse für andere Verwaltungen zu werden,
um Parallelentwicklungen aufzuzeigen und
einzusch rän ken.
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Anlage 1

Staatl. Amt für Wasser
und Abfall Braunschweig

Anlagen-Nr. öffentl. Wasserversorgung
(9-stellig)

Zum Beispiel 1 51 009 1 01 für das Wasserwerk Gifhorn GmbH, Stadt Gifhorn

Anlagennummern für Wasserwirtschaftliche Anlagen

Öffentliche Wasserversomunq

Sie besteht aus der sechsstelligen Gemeindekennziffer, einer Kennziffer für die Art der Anlage (bei
öffentl. Wa§serversorgung = 1) und zwei weiteren Ziffern, die die laufende Nummer der Anla-genart
innerhalb der Gemeinde bilden.

Bei Wasserversorgungsanlagen in Samtge_meinden beginnt die Gemeindekennziffer mit einer 4 (es
werden keine Mitgliedsgemeinden-Kennziffem veruvendet).

Bei Wasservercorgungsanlagen in gemeindefreien Gebieten beginnt die Gemeindekennziffer mit
einer 5.

187

1 51 009 1 01

Bezirk Landkreis Gemeinde Wasserversorgung
Lfd. Nr. der
Anlage in der

Gemeinde

1 = Braunschweig - Gifhorn 009 Ort nach alphabetischer
Reihenfolge

4 Samtgemeinden

5 GemeindefreieGebiete



Anlage 2

Anlagen Wasserwerk, Versorgungsuntemehmen
Nr. Bemerkungen

STAWA Braunschweig

1 ol oool ol lflT§lffi;;rffi"T::Si;i:!'"
101000102 Lamme, Braunschw. Versorgungs AG

Bienroder Weg, Braunschw. Versorgungs AG
1 01 0001 03

- Bienrode, Braunschw. Versorgungs AG
101000104 1983 stiilgetegt

Waggum, \ ru Weddel-Lehre
101000105 r ggz-srittgetegt

Osterlinde, WEV Salzg itter-Lebenstedt
102000101 1gB4 stillgelegt, Notve-rsorgung

- Hesslingen, STW Wolfsburg
103000101 19BZ sti-ngeiegt

151009101 Gifhom, Stadt Gifhom
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Anmerkungen
Sicherheit der

Von Folkert Meyer

zum Beitrag
Vermessungsfahrzeuge

Herr Vermessungsamtmann Birnbaum hat
in seinem Beitrag,,sicherheit der Vermes-
sungsfahrzeuge" (Heft 211997, S. 134) sicher-
heitstechnische Fragen und Probleme ange-
sprochen, deren Erörterung und Diskussion
zu begrüßen ist. Um dieses Thema aufzube-
reiten, gibt der Verfasser zunächst aus seiner
Sicht einen Situationsbericht und trifft Fest-

stellungen; beides kann in der vorgetrage-
nen Form nicht ohne Reaktion bleiben. Durch
offenkundig bewußt gewählte Formulierun-
gen wird gleichzeitig der Eindruck erweckt,
,,Entscheidungsträger" vernach!ässigen ihre
Aufgaben, weil sie die Sicherheit am Arbeits-
platz und insbesondere die im vermessungs-
technischen Außendienst ignorieren oder zu-
mindest auf die leichte Schulter nehmen.

Die Sicherheit am Arbeitsplatz ist ein viel
zu ernstes Theffiä, als das es sich für Rechtha-
berei, Besserwisserei oder Profilierungssucht
eignet. Das Wichtigste in der Arbeitswelt sind
zunächst einmal gesunde, leistungsfähige und
motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Schon daher ist für jede Führungskraft oder
jeden,,Entscheidungsträger" im Sinne des
Verfassers die Sicherheit am Arbeitsplatz eine
Selbstverständlichkeit und genießt absolute
Priorität. Entsprechend ist auch bisher in der
Vermessungs- und Katasterverwaltung in al-
len Hierarchieebenen gehandelt worden. Die-
sem Grundsatz widerspricht auch nicht die
Erkenntnis, daß die Sicherheit am Arbeitsplatz
ständig zu verbessern ist, und daß die eine
oder der andere Bedienstete einen optima-
len Schutz an seinem Arbeitsplatz noch nicht
für gegeben hält und zusätzliche Maßnah-
men zur besseren Ausgestaltung des Arbeits-
platzes fordert oder erwartet.

Das Bemühen um mehr Sicherheit am Ar-
beitsplatz ist ganz sicher nicht alleinige Auf-

gabe der,,Entscheidungsträger". Eine offene,
faire und sachgerechte Diskussion dieses The-
mas wird aber nicht dadurch gefördert, wenn
einzelne Bedienstete von völlig unzutreffen-
den Sachverhalten ausgehen oder ausgehen
wollen. Der Verfasser erzeugt z. B. mit seinen
Fragen

Haben die,, Haushaltsbeauftragten" immer
nur Wichtigeres zu tun?
liegt es daran, daß die TP-Überwachung
keine Chefsache mehr ist?

werden gar in der Mittelinstanz Finanz-
mittel zurückgehalten?

und seiner Feststellung
Der Entscheidungsträger auf seinem TÜV

und GS-geprüften Fünfrollensicherheits-
armlehndrehstuhl war aber vermutlich
schon lange nicht mehr im Außendienst . .

aus welchen Gründen auch immer einen un-
zutreffenden Eindruck von der Wirklichkeit.
Warum?

Der Verfasser geht davon aus, daß die zur
Beschaff u n g ei nes D i e nstfa h rzeu g es erforder-
lichen Prozeduren den Beauftragten des Haus-
halts hinreichend bekannt sind und von ihm
auch nicht weiter behandelt werden sollen.
Beim Lesen des Beitrages stellt sich aber sehr
rasch heraus, daß diese fehlende Behandlung
sich offenbar als ein bedauerliches Versäum-
nis darstellt, soweit der Verfasser selbst da-
von betroffen ist. GIücklicherweise kennen die
Beauftragten des Haushalts ihr Handwerk, der
Verfasser kennt aber offensichtlich grundle-
gende haushaltsrechtliche Vorschriften nicht.
Wenn der Verfasser nämlich davon ausgeht,
,,ffiän kann aber auch die 57 800 DM so neh-
men, wie sie im Haushalt steheh, und ein da-
mit ein wirklich gutes und sicheres Fahrzeug
kaufen und einrichten !", dann vernachlässigt
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er zurückhaltend ausgedrückt grundle-
gende Vorschriften des geltenden Haushalts-
rechts.

Der Verfasser hält die im vergangenen
Jahr nach seiner Auffassung erstmalig durch-
geführten Sicherheitskurse für Vermessungs-
gehilfinnen und Vermessungsgehilfen für
äußerst lobenswert und folgert daraus, daß
das Sicherheitsbewußtsein zumindest in der
Theorie wächst. Tatsächlich werden seit 1982
Fortbildungsveranstaltungen für Vermes-
sungsgehilfen durchgeführt, in denen regel-
mäßg - zumindest im Regierungsbezirk We-
ser-Ems - auch die Sicherheit am Arbeitsplatz
ähnlich wie im o. g. Sicherheitskurs behan-
delt worden ist. Der Verfasser hat mehrere
Jahre als engagierter Referent an diesen Fort-
bildungsveranstaltungen mitgewirkt. Es ist
kaum vorstellbar, daß ihm dies alles nicht
mehr erinnerlich ist.

Eine verbesserte Kundenorientierung ist
Ziel jeder modernen Verwaltung. Es ist mög-
lich, daß Kundenwünsche regional unter-
schiedlich ausfallen. Sicher ist allerdings, daß
die sog. Untervermarkung unter der Ab-
markung von Grenzpunkten aus fachlichen
Gründen mit Einfuhrung der Verwaltungs-
vorschriften zu Liegenschaftsvermessungen
zum 1 . 1. 1986 entfallen ist. Bei richtiger Auf-
gabenwahrnehmung und entsprechender
Ku nden beratu ng ist d ie sog. U nterver-
markung seit mehr als 10 Jahren kein Thema
mehr. Wenn der Verfasser heute noch ent-
sprechendes Material mit sich transportiert,
dann muß er die Verantwortung dafür bei

sich selbst suchen; diese kann nicht auf ,,Ent-
scheidungsträger" oder Kundenwünsche ver-
lagert werden.

ln seiner Grundskizze des Dienst-
fahrzeuges sieht der Verfasser u. a. auch ei-

nen Sitz- und Arbeitsplatz für den ,,Team-
Chef" vor. Dieser Begriff ist zwar aus ICE-

Zügen der Deutschen Bahn AG geläufig, in

der Niedersächsischen Vermessungs- und
Katasterverwaltung aber ungebräuchlich. Der

Vermessungstrupp arbeitet in einem Team,
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das aus einer wechselnden Zahl von Bedien-
steten unterschiedlicher Laufbahngruppen
bestehen kann. Der Verantwortliche in die-
sem Team ist durch sein Können, seine Lei-

stung und seine Persönlichkeit erkennbar. Er

hat und braucht keine Funktionsbezeichnung.
Für ihn ist auch kein Platz im Dienstfahrzeug
zu reservieren; er hat dank seiner Aufgabe,
seiner Stellung und seiner Persönlichkeit sei-
nen Platz. Dies gilt umsomehr, als sich die
Zusammensetzung dieses Teams zukünftig
wegen arbeitstechnischer und personalwirt-
schaftlicher Veränderungen gegenüber dem
bisherigen Zustand wesentlich ändern wird.

Die Sicherheit am Arbeitsplatz hat selbst-
verständlich auch ihren gesicherten Platz in
der Kosten- und Leistungsrechnung. Beides
schließt sich nicht aus sondern ergänzt sich.
ln der Kosten- und Leistungsrechnung kön-
nen ohne weiteres auch Leistungen nachge-
wiesen werden, die der Verfasser a)r Ver-
wirklichung seines Beitrages in die Mittags-
pause verlegt hat. Die Kosten- und Leistungs-
rechnung ver- oder behindert solche Aktivi-
täten nicht. Geheimniskrämerei ist allerdings
in der Kosten- und Leistungsrechnung nicht
vorgesehen. Alle Seitenhiebe des Verfassers

auf die Kosten- ünd Leistungsrechnung ent-
puppen sich damit als das, was sie sind, emo-
tional und überflüssig

Es bleibt zu wünschen, daß das wichtige
Thema Sicherheit am Arbeitsplatz zukünftig
wieder offen, sachbezogen und vorurteilsfrei
diskutiert werden kann.



Einige Anmerkungen
,,8ü rg e rf re u n d I i ch e re

Von Jörg Schlemmer

zum Reformziel
Verwaltung"

lm Rahmen der in der Niedersächsischen
Vermessungs und Katasterverwaltung in jüng-
ster Zeitin Gang gesetzten Verwaltungsreform
ist neben den Zielen ,,Motivationsstärkufrg",
,,Verschlankung der Verwaltung",,,Deregu-
lieru ffg" , ,,Absenken von Standards" und
,,\rvirtschaftlichkeit" auch hier und da die Rede
von , B ü rgerf reu nd lich keit" bzw. ,, Ku nden-
orientierung ".

Der Erfüllung der meisten oben genann-
ten Ziele sind wir schon ein gutes Stück näher
gekommen, aber auf dem Weg hin zu mehr
B ü rgerfreu nd I ich keit u nd Ku ndenorientieru n g

vor allem im Bereich der schriftlichen Aus-
künfte und Aufforderungen (2. B. nach § 14

Absatz 2 des Niedersächsischen Vermessungs-
und Katastergesetzes: Aufforderungsverfah-
ren zur Gebäudeeinmessung) tun wir uns
meines Erachtens noch sehr schwer.

Dabei haben wir doch mit der vor kurzem
eingeführten,Bürgerberatung (die hier und
da sicherlich schon länger praktiziert worden
ist ?!) so gut begonnen.

Begegnet uns der Bürger telefonisch oder
persönlich, macht es dem geschulten Personal
eines Katasteramtes in der Auskunft kaum
Probleme, eine angenehme Atmosphäre (Bür-
gernähe) zu vermitteln. Wir können den Kun-
den ohne Probleme beraten und ihm das Ge-
fühl geben, daß wir für seine Belange und
Bedürfnisse da sind und er uns mit seinen
Anliegen nicht etwa belästigt. Wir können
ihm begreifbar machen, daß er zu einem Kreis
von Menschen gehört, der sich einer techni-
schen Verwaltung bedienen kann, die sein
Eigentuffi, sprich: seine Liegenschaften, ver-
wa ltet.

ln einigen Bereichen haben wir ja auch
schon damit begonnen, kundenorientierter
zu denken und zu handeln, statt uns weiterhin
intern zu optimieren und einen übertriebe-

n en,, G e n a u i g keitsfetisch ism us " zt) betre i ben.
Wir bieten z. B. die Zerlegungsvermessung
nicht mehr als zwingende Summe der Baustei-
ne,,Grenzermittlufrg",,,Grenzfeststellung"
und ,,Abmarkung " an; es wird in Zukunft für
den Kunden möglich sein, einzelhe ,,Baustei-
ne" zu beantragen und somit direkt auf die
ihm entstehenden Kosten Einfluß zu nehmen.

Des weiteren haben wir im Bereich der
Auszüge aus dem Automatisiertes Liegen-
schaftsBuch (ALB) seit geraumer Zeitdie Mög-
I ich keit, ei nen,, bü rgerf reu nd I ichen " Ausd ruck
zu erzeugen, der vom Kunden ohne Schwie-
rigkeiten und weitere Nachfragen gelesen und
verstanden werden kann.

Aber noch oft kann man hinter den von
der Verwattung schriftlich verfaßten Texten
den meines Erachtens überflüssigen, ffiähnen-
den Zeigefinger der Verwaltung erkennen,
der beim Bürger bzw. Kunden ein Gefühl des

,,Zwanges von oben" erzeugt und ihn in vie-
len Fällen unnötigerweise verunsichert.

Das Beispiel ,,Oma Müller" soll erläuternd
herangezogen werden.

Frau Müller,75 Jahre alt, ist stolze Besitze-
rin eines kleinen Siedlungshauses in ländli-
cher ldylle. Und Oma Müller hat einen Enkel.
Und dieser besitzt ein Auto und soll einmal
Oma Müllers kleines Häuschen erben. Damit
der Enkel dann später auch sein Auto in einer
Garage unterstellen kann (die Oma hat kein
Auto und somit auch keine Garage), entschließt
sich Oma Müller noch zu Lebzeiten (im Jahre
1985) eine solche für ihren Enkel errichten zu
lassen. Ein Architekt wird beauftragt, die er-
forderlichen Schritte einzuleiten. Alsbald ist
die Baugenehmigung da und nach ku rzerZeit
ist die Garage errichtet. Oma und Enkel freu-
en sich.

lm Jahre 1996 entdecken dann Mitarbei-
ter des Katasteramtes bei einer örtlichen über-
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prüfung für einen Lageplan auf einem be-
nachbarten Grundstück die noch nicht in der
Liegenschaftska rte nach gewiesene Ga rage von
Oma Mü!ler und nun nimmt derVerwaltungs-
gang seinen Lauf. Mit Hilfe der Automatisier-
ten GeschäftsNachweise (AGN) wird für Frau

Müller, mittlerweile 85 Jahre alt, folgendes,
fest insta lliertes Aufforderu ngssch reiben er-
stellt:

Sehr geehrte Frau Müller,

das Niedersächsische Vermessungs und
Katastergesetz (NVermKatG) verpflichtet die
Eigentümer von Grundstücken und Gebäu-
den, der zuständigen Vermessungs und Ka-

tasterbehörde die zur Führung des Liegen-
schaftskatasters notwend igen Angaben zu
machen und gegebenenfalls erforderliche
Vermessungen auf ihre Kosten durchführen
zu lassen (siehe Anlagen). Bei einem Vergleich
des lnhaltes der Liegenschaftskarte mit der
örtlichkeit wurde festgestellt, daß auf der
oben genannten Liegenschaft Gebäude bzw.
Gebäudeteile stehen, die nicht im Liegen-
schaftskataster nachgewiesen sind. lch möch-
te Sie hiermit auf lhre Verpflichtung aufgrund
des NVermKatG aufmerksam machen und Sie

auffordern, einen Antrag auf Durchführung
einer Gebäudevermessung entweder bei mir
oder bei einem Öffentlich bestellten Vermes-

sungsingenieur (öbVI) zu stellen.
Sollten Sie einen ÖUVt mit der erforderli-

chen Vermessung beauftragen, bitte ich Sie

um Mitteilung, welches Büro die Vermessung

durchführen wird.
Bitte beachten Sie, daß die Gebäude-

vermessung von Amts wegen kostenpflichtig
für Sie durchgeführt werden kann, wenn in-

nerhalb eines Monats nach Zustellung dieses

Schreibens keine Antwort von lhnen vorliegt.

Rechtsbehelfsbe leh ru ng:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb ei-

nes Monats nach Bekanntgabe Widerspruch
erhoben werden. Der Widerspruch ist bei mir
.... schriftlich ode r zur Niederschrift einzule-
gen.

Mit freundlichen Grüßen
lm Auftrage
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Einige Tage später verstand Oma Müller
die Welt nicht mehr:

Sie hatte ein Schreiben vom Katasteramt
erhalten und da war von ,,Verpflichtungen"
und ,,Vermessung auf lhre Kosten" und eini-
gen anderen für sie unverständlichen Dingen
und vor allem von Gesetzen, die sie nicht
beachtet zu haben schien, die Rede. Und fort-
an quälten sie die Fragen:

Hatte sie sich etwa strafbar gemacht? Wenn
ja, mit welcher Strafe mußte sie rechnen?
Oder hatte der Architekt etwas falsch ge-
macht? Und vor allem: warum war sie von
Niemandem vor Beginn des Garagenbaues
über solche gesetzlichen Verpflichtungen in-
formiert worden?

Und hier sollten wir uns in der Tat einmal
Gedanken zur Beantwortung der letzten Fra-
ge machen:

Augenscheinlich ist tatsächlich niemand
dafür vorgesehen, die Aufgabe der Aufklä-
rung über die Einmessungspflicht von Gebäu-
den oder Gebäudeteilen zu übernehmen. Der
Eigentümer (Burger) scheint hier auf sich al-
lein gestellt; man setzt ganz einfach voraus,
daß er als Bauherr das Niedersächsische Ver-
messungs und Katastergesetz und hier spezi-
ell den § 14 kennt.

Aus meiner Sicht erscheint es sinnvoll, den
Hinweis auf die Einmessungspflicht von Ge-

bäuden oder Gebäudeteilen im Zusammen-
hang mit der Erteilung der Baugenehmigung
zv geben. Dann wäre allerdings eine ,,fach-
fremde" Verwaltung, nämlich die Bauge-
nehmigungsbehörde als Teil der Allgemeinen
Verwaltung, mit Aufgaben, deren Erfüllung
eigentlich Sache der Vermessungs und

Katasterverwaltung ist, betraut. Ob diese Auf-
gabenteilung durchführbar ist, könnte ein
Versuch zeigen.

Eine andere Möglichkeit ist, allen Anträ-
gen auf Lagepläne für Bauvorhaben ein lnfor-
mationsblatt beizulegen, in dem auf die Ein-

messungspflicht von Gebäuden hingewiesen
wird. Diese Praxis hat sich jedenfalls im Kata-

steramt Goslar gut bewährt.
Sollte dennoch einmal, und das wird wahr-

scheinlich auch weiterhin ab und zu der Fall

sein, ein Gebäude ,durchrutschen", wie die



Garage von Oma Müller, wäre für mich im
Sinne der angestrebten Bürgerfreundlichkeit
und Kundenorientierung für das Aufforde-
rungsverfahren ein Text wünschenswert, der
auf den ,,drohenden Zeigefinger" und den

,,Verwaltungszwang von oben" verzichtet.
Dies scheint mir allein schon aufgrund derTat-
sache angebracht, daß niemand für die lnfor-
mation der Bauherren über die Einmessungs-

pf I icht von G ebä ude n zustä n d tg zusei n sche i nt.

Die Erfahrungen im Landkreis Gos! ar zei-
gen außerd€ffi, daß sich auch die ,,Kataster-
kunden" über die,,Amtsformulierungen"
Gedanken machen, denn schon mehr als ein-
mal sind Mitarbeiter des Katasteramtes dar-
aufhin angesprochen worden. Und es sind im
Bereich des Aufforderungsverfahrens zur
Gebäudeeinmessung sogar schon schriftlich
alternative Texte angeboten worden. Ein sol-

cher alternativer, bürger und kunden-
freundlicherer Text wurde dem Katasteramt
Goslar von einem aufmerksamen Bürger zu-
getragen und hatte folgenden Wortlaut:

Sehr geehrte .

uns ist aufgefallen, daß auf lhrem Grund-
stück offensichtlich Gebäude oder Gebäude-
teile neu erstellt bzw. ergänzt worden sind.
(Herzlich Glückwunsch zu den abgeschlosse-
nen Baumaßnahmen).

Bitte haben Sie jedoch Verständnis für fol-
genden Hinweis:

Veränderungen an Grundstücken und Ge-
bäuden erfordern auch eine Aktualisierung
der Liegenschaftskarten, in denen diese für
die verschiedensten Zwecke dargestellt wer-
den. Die diesbezüglichen gesetzlichen Grund-
lagen entnehmen Sie bitte der beigefügten
Anlage.

Zur Erfüllung lhrer aus dem Gesetzestext
ersichtlichen gesetzlichen,,Verpflichtung" ist
die Durchführung einer Gebäudevermessung
erforderlich. Den Auftrag hierzu können Sie

mir mit der beigefügten Anlage (Antwort-
schreiben) oder einem öffentlich bestellten
Vermessungsingenieur (ÖUVt) erteilen. Sen-
den Sie mir bitte auf jeden Fall das ausgef üllte
Antwortschreiben umgehend zurück.

Vielen Dank!

Bitte beachten Sie, daß die Gebäude-
vermessung von Amts wegen kostenpflichtig
für Sie durchgefuhrt werden kann, wenn wir
innerhalb eines Monats nach Zustellung die-
ses Schreibens keine Antwort von lhnen erhal-
ten sollten.

Zur Beantwortung lhrer eventuell noch
ungeklärter Fragen stehen lhnen die Mitar-
beiter des Katasteramtes selbstverständlich
auch weiterhin zur Verfügung. Rufen Sie uns

an und/oder vereinbaren Sie mit uns einen
persön I ichen Gesprächsterm i n.

Rechtsbehe lfsbe I eh ru n g :

Gegen diesen Bescheid können Sie inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erheben. Der Widerspruch ist bei mir
.... schriftlich ode r zur Niederschrift einzule-
gen.

Mit freundlichen Grüßen
lm Auftrage

Selbstverständlich stellt dieser geänderte
Text nur eine mögliche Alternative zu der im
Augenblick in den AGN fest installierten Vari-
ante dar. Wenn er aber den einen oder ande-
ren Leser dazu angeregt haben sollte, sich

auch einmal Gedanken über die ,,Textbaustei-
ne" unserer Verwaltung zu machen und nach

Wegen zu suchen, diese bürgerfreundlicher
und kundenorientierter zu gestalten, könnte
ich den Zweck meiner Ausführungen als er-
füllt ansehen.
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Rechtsaspekte im Liegenschaftskataster
Bericht über wesentliche lnhalte der Fortbildungsveranstaltung
- für diejenigen, die nicht dabei sein konnten -
Von An neg ret Kä hler-Sti er

Ziel der Fortbildungsveranstaltung
,,Rechtsaspekte i m Li egenschaftskataste r", d i e
für die Bezirke Braunschweig/Hannover in
Gifhorn und für die Bezirke LüneburgArVeser-
Ems in Osterholz Scharmbeck Anfang Juli d. J.

stattfand, war e s, rechtliche Aspekte in der
Fü h ru n g des Li egensch aftskatasters, i nsbeso n-
dere auch mit BIick auf die beabsichtigte Neu-
fassung des Niedersächsischen Vermessungs-
und Katastergesetzes, vorzustellen und zu dis-
kutieren. Dazu wurden zum einen Vorträge
zu den Themen ,, Reform des Fachrechts" , ,,Ver-
wa ltu ngsha ndel n " u nd,,Verwa ltu ngsv ollzug"
gehalten; zum anderen wurde in Gruppen
und in einer gemeinsamen ,,aktuellen Stun-
de" altes und neues Gedankengut kritisch.
d iskutiert.

lm Vordergrund der Vortragsreihe stan-
den die Ausfuhrungen von

Herrn Möllering

zu den Grundzügen des Entwurfs des Geset-
zes über das amtliche Vermessungswesen
(NVermG).

Ohne auf vorgesehene Einzelregelungen
einzugehen, erläuterte er die wesentlichen
Gedanken, die den aktuellen Gesetzesentwurf
geprägt haben: ,,Trends der Zeit" , die rechtli-
che, funktionale und technische Anderungen
zum hergebrachten Verständnis bedingen.

W

Contractmanagement statt,,Daumendruck von oben",
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Gewährleistung statt Vollzug, Kundenorien-
tierung statt interner Optimierung zeigte er
als die stabilen Trends der modernen Zeit auf;
sie verlangen von der Verwaltung zunehmend
,,mehr Steuern, weniger Rudern!" - mit der
Folge, daß, wie schon in der Vergangenheit,
wieder einmal ein Funktionswandel vollzo-
gen werden muß. Herr Möllering verwies auf
den amerikanischen Philosophen Ken Wilber:
Er sieht Entwicklung als Umwandlung von
ausschließlichen Strukturen in Grundstruk-
turen. Auch das Liegenschaftskataster muß
sich vom ausschließ!ichen Grundsteuerzweck
über Eigentuffis-, Planungs-, Mehr- zum All-
(gemein-)Zweck, d. h . zu einer funktionalen
Grundstruktur wandel n.

Das vorgesehene Fachrecht spiegelt in die-
sem Sinne deshalb auch folgende Grundge-
danken wider:

. €ine Wandlung von der ausschließlichen
Zweiteilung Landesvermessung - Liegen-
schaftskataste r zur log ischen G ru ndei nheit
,,amtliches Vermessungswesen". Die phy-
sikalische, rein technisch bedingte Tren-
nung der einzelnen Datenbanken bleibt
dabei von der rechtlichen Systemintegra-
tion unberührt,

. eine Wandlung von der,,zentralper-
spektivischen Flurstückssicht" zur paral-
lelen Objekt- und Ebenensicht; die lnhalte
werden nicht mehr ausschließlich auf das
Flurstück bezogen, sondern als eigene, selb-
stä nd ige G rundi nformationen versta nden,
die bedarfsorientiert (auch auf das Flur-
stück bezogen) kombiniert werden kön-
nen. Wertfrei steht der Nachweis der ln-
halte nebeneinander: Landesbezugs-
system, Liegenschaften, Topographie und
öffentl ich-rechtl iche Festleg u ngen,

. eine Wandlung von ausschließlichen,
zweckgebu ndenen Fu n ktionen zur G ru nd-
funktion: amtliches Vermessungswesen
als allgemeiner bodenbezogener lnfor-
mationsträger. Damit verbunden sind drei
wesentl iche Gewä h rleistu ngsfu n ktionen :

die Geodaten des amtlichen Vermes-
sungswesens sollen, zumindest für das

Land, Grundlage aller aufzubauenden
lnformationssysteme bilden und so

auch rechtlich zu Geobasisdaten wer-
den (Basisfunktion),
im Anhalt an die Behandlung privat-
rechtlicher Beschränkungen im Grund-
buch sollen kunftig bedeutsame öf-
fentlich-rechtliche Festlegungen - al-
!erdings nicht konstitutiv, sondern nur
nachrichtlich - durch das amtliche Ver-
messungswesen zentra I nachgewiesen
werden (Tra nspa renzfu n kti on),
der Zugriff auf die Geobasisdaten soll
liberalisiert werden, und zwar durch
einen vereinfachten Zugriff und eine
Bereitstellung auch durch andere Auf-
ga benträger (Öffe ntl i ch ke itsfu n kti o n).

Die datenschutzrechtlichen Erforder-
nisse werden spezialgesetzlich gere-
gelt, und zwar durch eine rechtliche
Differenzierung (und damit Zugriffs-
beschränkung) der sensiblen Eigen-
tumsangaben von den nur mit erhebli-
chem Aufwand reanonymisierbaren an-
deren Daten zum Grund und Boden,

. e in Wandel von den spezialisierten Einzel-
regelungen zur,,sachlichen Budgetie-
rung", d. h. Deregulierung spezialge-
setzlicher Verfahren im Sinne kooperati-
ven Verwaltungshandelns mit Ermessens-
spielräumen für die Behörden; z. B. Ab-
markung nur auf Antrag oder Einführung
des G renzfestste I lu ngsvertrages.

Dahinter steht natürlich auch ein gewan-
deltes Konzept der Technik, das jedoch nur
untergesetzlich zu realisieren ist: Zum einen
die logische Datenintegration von dem Auto-
matisierten Liegenschaftsbuch (ALB) und der
Auto mat isi e rten Li eg e nschaftska rte (ALK) zum
Amtl iche n Li egenschaftskataster I nformatio ns-
system (ALKIS) und die Harmonisierung mit
dem Amtlichen Topographisch-Kartographi-
schen lnformationssystem (ATKIS). ALKIS und
ATKIS bilden dann die Fachdatenbanken des
amtlichen Vermessungswesens . Zum anderen
Standardsenkungen , Z. B. Vermessung im Sin-
ne des zum Teil bereits schon umgesetzten
,,Bäukastenpri nzips" oder bei Flurstücks-
bildungen,,auch ohne Vermessung".
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Mit seinen Schlußworten versuchte Herr
Möllering dann den einen oder anderen skep-
tischen Zuhörerblick einzufangen und bat,
auch wenn sich der erste Eindruck zu diesen
neuen Gedanken vielleicht mit der Sorge ver-
bindet, daß das amtliche Vermessungswesen

,,znsammenbricht", an die Worte von Ste-
phan George zu denken, daß ,,Herr der Zu-
kunft ist, wer sich wandeln kann ".

Mit meinen Darlegungen
zut Rechtsgestaltung

sollte, gleichfalls unter dem Themenblock
,,Reform des Fachrechts" , vor allem der Blick
auf die,,statik des Baus" einer Rechtsvor-
schrift gelenkt werden, d. h. auf einige weni-
ger fachlich gesetzte Rahmenbedingungen,
unter deren Einfluß der aktuelle Gesetzent-
wurf ebenfalls gestanden hat.

Das sind die Kriterien, die die tatsächliche
Al I gemei nverbi nd I ich keit von Gesetzen sichern

sollen, und zwar im Sinne von Thomas von
Anquin

,,Gesetze sind nichts anderes als Anord-
nungen der Vernunft, im Hinblick auf das

Gemeinwohl erlassen und öffentlich gemacht
von dem, der die Sorge für das Gemeinwohl
innehat."

Aus diesem Anspruch folgt, daß sich die

,,fachlichen Bauarbeiter" immer mit folgen-
den Fragen auseinanderzusetzen haben:

(1) Was ist zwingend durch Gesetz zu regeln?
(2) Welches Verhalten wird von Verwaltung

und Bürgern erwartet- welche Regeln sind
dafür notwendig und angemessenT

(3) Wird die Wirkung der Regeln zu den beab-

si chti gte n Zi e I e n fü h re n ?

Die Beantwortung der Fragen beinhaltet
vor allem eine kritische Auseinandersetzung
mit sich selber, im Hinblick sowohl auf die

verfassungsrechtlichen Gebote als auch auf
d ie gesel lschaftl iche E ntwickl u n g. 5o fü h rt d ie

Beantwortung der ersten Frage auf die Grund-
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sätze rechtsstaatl ichen Verwa ltu n gsha nde I ns

zurück. Das Grundgesetz und die Niedersäch-
sische Landesverfassung geben vor, daß es

gesetzlicher Regelungen (nur) bedarf, soweit

. Grundrechteeingeschränktwerdensollen,
o !lllgemeinverbindliche Vorschriften der

Staatsgewalt, durch die Rechte und Ver-
pf I ichtu ngen beg rü ndet werden, erforder-
!ich sind,

. die Organisation der öffentlichen Verwal-
tung nicht durch Beschluß der Landesre-
gierung festgelegt werden soll und

. staätliche Aufgaben auf andere übertra-
gen werden sollen.

Damit sind die Grenzen einer erforderli-
chen Normierung abgesteckt: technische Vor-
gaben und interne Verfahrensabläufe gehö-
ren (bestenfalls) in Verwaltungsvorschriften.
Einher geht damit auch die Prüf ung, ob fach-
I iche Sonderregel u ngen tatsäch I ich zwingend
erforderlich sind; z. B. ist der Grenztermin als

spezielle Form der Anhörung im Verwaltungs-
verfahren nach dem Verwaltungsverfahrens-
gesetz unabdingbar?

Die Beantwortung der zweiten Frage be-
deutet d ie a nspruchsvollste Auseina nderset-
zung,,der Bauarbeiter", denn sie beinhaltet
immer auch eine lnteressenabwägun§f, wohl-
gemerkt: zum Wohle derAllgemeinheit! Maß-
stab für diese Wertung von Normen müssen

dabei die Umbruchbewegungen in der Gesell-

schaft sein: z. Z. im wesentlichen

der Umbruch zur Wissens- und Kommu-
nikationsgese I lschaft (auch lnformations-
gesellschaft) mit der Folge, daß Wissen

und Wissenstransfer neben den materiel-
len Rechtsgütern einen eigenen Markt-
wert bekommen,
die sog . lndividualisierung der Gese//schaft
mit der Folge, daß der Staat als absolute
Obrigkeit nicht !änger ohne weiteres mit-
getragen wird, was eine Umkehr in der
Rechtstradition beinhaltet: Dem Staat wird
zunehmend nur noch Gewährleistungs-
funktion zuerkannt.



Die kritische Auseinandersetzung mit dem
geltenden Fachrecht zeigt die Dringlichkeit
des Handlungsbedarfs: Allein schon die Orien-
tierung an den Produkten ,,Topographische
Karten, Liegenschaftskarten, Liegenschafts-
buch" entsprechen nicht dem davon im Grun-
de losgelösten tatsächlichen Bedarf an den
lnhalten (lnformationen); aber auch das

Vervielfältigungsrecht und die datenschutz-
rechtlichen Regelungen harmonieren nicht
mehr mit der Realität. Damit ist auch das

Startzeichen zur neuen Rechtsgestaltung ge-
geben: Denn Recht, das nicht mehr dem Wohl
einer sich entwickelnden Gesellschaft dient,
verl iert d ie Al I gemei nverbi nd I ich keit u nd wi rd
schnell von anderen lnteressen überrollt. Das

kann für so kleine Fachbereiche wie die Ver-
messung enorme Folgen haben.

Die Beantwortung der letzten Frage dient
der,, Hältbarkeit" der Normen. Allerdingsführt
sie a) einer Auseinandersetzung mit zwei
Unbekannten: den Faktoren Mensch und Zu-

kunft. Beide sind nicht kalkulierbar; insbeson-
dere machen die schnellen technischen Ent-
wicklungen - wie die letzten Jahre gezeigt
haben - es schwer sicherzustellen, daß die
Wirkung der Regeln langlebig dem beabsich-
tigten Wohl der Allgemeinheit dient. Um die
U n beka n nten mög I ichst klei nzuha lten, beda rf
es deshalb eines hohen Abstraktionsgehalts
des Textes, allerdings: ohne FIucht in die Un-
schärfe und mit dem Ziel, daß die Normen
gleichwohl

. dem Bürger verständlich sind,

. der Fachverwaltung klare Vorgaben ge-
ben und

. der Rechtsprechung im Zweifel ,,richtige
Urteile" ermög!ichen.

Auch u nter Berücksichtig u ng d ieser Aspek-
te bleiben allerdings die letzten Fragen immer
der Zukunft vorbehalten: lnwieweit und wie
lange wird die gewählte ,,Statik" den Bela-
stungen der Gesellschaft genügen?

Nach diesen zukunftsweisenden Ausfüh-
rungen konnte

Herr Prof. Dr. Ziegenbein

mit seinem Beitrag zum Themenblock
,,Handlungsformen im Verwaltungs-
verfah rensrecht"

die Teilnehmer wieder etwas mehr in die
Praxis der Gegenwart holen. Anhand des

Grenzfest-stellungsverfahrens stellte er die
zwei möglichen Handlungsformen des

Verwaltungsverfahrensrechts vor: Den in un-
serer Verwaltung ,,bekannten " Verwaltungs-
akt und den bislang wenig beachteten
öff entlich-rechtlichen Vertrag, der a ls

Grenzfeststellungsvertrag mit dem vorgese-
henen neuen Fachrecht mehr Anerkennung
bekommen soll.

Das Verfahren zur Grenzfeststellung als

eine hoheitliche, einseitige Entscheidung über
den Verlauf einer im Liegenschaftskataster
nachgewiesenen (bestehenden) Flurstücks-
grenze endet nach geltendem Recht durch

. Positiventscheidung : Grenzfestste llung,

. Vorbehaltsentscheidung: Grenzfeststel-
lung unter Vorbehalt der Bestandsver-
zeichnisberichtigung durch das Grund-
buchamt oder

. Negativentscheidung: keine Grenzfest-
stellung mit Eintragung eines Vermerks.

Diese Ausschließlichkeit spiegelt herge-
brachtes Obrigkeitshandeln wider, das - wie
ja bereits aufgezeigt- nicht den ,,stabilen
Trends" in der Gesellschaft, dem Umbruch zur
funktionalen Gewährleistung und Koopera-
tion Staat-Bürger entspricht.

Da bei sch I ießt das Verwa ltu ngsverfa h rens-
gesetz grundsätzlich kooperatives Handeln
nicht aus. Die Behörde kann ein Rechtsver-
hältnis auf dem Gebiet des öffentlichen
Rechts durchaus auch durch Vertrag begrün-
den, ändern oder aufheben. Während der so-
genannte Austauschvertrag, in dem sich der
Vertragspartner der Behörde zu einer Gegen-
leistung verpflichtet, die zur Erfüllung öffent-
licher Aufgaben dient (2.8. Erschließungs-
verträge), sich auf das Grenzfeststellungs-
verfahren nicht übertragen läßt, wäre der
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Vergleichsvertrag aber durchaus als Hilfsmit-
tel innerhalb eines Grenzfeststellungsver-
fahrens denkbar. Der Vergleichsvertrag soll
dazu dienen,

. im Wege des gegenseitigen Nachgebens

. e inen Streit aus der Welt zu schaffen,

. der sich aus der Ungewißheit über den
wirklichen Sachverhalt ergibt.

Auf das G renzfestste I I u ngsverfa h ren ü ber-
tragen bedeutet das: Soweit eine G renz-
feststellung nicht möglich ist, könnte die ört-
liche Lage von Flurstücksgrenzen durch öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag festgelegt wer-
den. Gegenstand des Vertrages wäre die Er-

mittlung der rechtmäßig bestehenden Flur-
stücksgrenze (nicht die Festlegung einer neu-
en Grenze!). Das sind die Fälle der derzeitigen
Negativentscheidung, es können aber auch
u. U. bestimmte Fä!le der Vorbehaltsent-
scheidungen betroffen sein. Entscheidend ist,
daß bei verständiger Würdigung des Sachver-
halts Ungewißheit besteht.

Verwa ltu n gsa kt u nd öffentl ich-rechtl icher
Vertrag sind eing'ebettet in das allgemeine
Verwaltungsverfahren. Das Verwaltungs-
verfahrensgesetz gi lt fur die G renzfeststel lung
zur Zeit allerdings nur subsidiär, da das Nie-
dersächsische Vermessu ngs- u nd Kataster-
gesetz spezialgesetzliche Regelungen zur
Anhörung und zur Bekanntgabe vorsieht. lm

Rahmen der Deregulierung sollen aber auch
diese einengenden Vorgaben fallen; der Ent-
wurf zum NVermG regelt deshalb nur noch die
Offen I eg u n g a ls fachspezif ische Beka n ntga be-

form und läßt durch Verordnungsermäch-
tigung offen, das Grenzfeststellungs- und
Abmarkungsverfahren ggf. näher zu bestim-
men. Damit gelten grundsätzlich die Vorga-
ben des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Für

den ,, neuen " G renzfeststellu ngsvertrag g ilt
Teil 4: danach bedarf er

. der Schriftform,

. der Zustimmung von Dritten, in deren Rech-

te eingegriffen wird,
. der Mitwirkung anderer Behörden, deren

Genehmigun§, Zustimmung oder Einver-

200

nehmen nach einer Rechtsvorschrift erfor-
derlich ist.

Davon unberührt gelten natürlich die all-
gemeinen Vorschriften wie z. B. örtliche Zu-
ständigkeit und Untersuchungsgrundsatz, aber
auch BGB-Vorschriften, z. B. zu den Willenser-
klärungen, wonach ein Vertrag von den Par-
teien eigenhändig durch Namensunterschrift
unterzeichnet werden muß.

Trotz der Vorstellung eines theoretischen
Ablaufs des Verfahrens zum Abschluß eines
G renzfeststel I ungsvertrages wu rde zumsch I u ß

der Ausführungen von Herrn Prof. Dr.Zie-
genbein deutlich, daß - sollte diese Handlungs-
form gesetzlich zugelassen werden - noch ei-
niges ,,zu klären ist" und der Fortbildung be-
darf.

G leichf a lls u nter der Ü bersch rift
,, Händlungsformen im Verwaltungsver-
fahrensrecht" stellte

Herr Bunjes
ebenfa lls ga nz praktische
Aspekte der Sonderung und Dokumentation
von Liegenschaftsvermessu ngen

mit dem Tenor vor: ,,was braucht der Bürger -
nicht, was braucht die Verwaltung".

Entsprechend dem bisherigen,,akribischen
Vermessungsdenken" waren die Anforderun-
gen an eine Sonderung bis vor kurzem sehr
hoch gesetzt, mit der Folge eines hohen Ver-
waltungsaufwandes. Die Verwaltungsvor-
schriften zu Liegenschaftsvermessungen ha-
ben 1996 schon den ersten Schritt zur Redu-

zierung der Vorgaben auf den ursprüng !ichen
Sinn und Zweck vollzogen, nämlich: Bildung
n e u e r F I u rstü c ke o h n e (ve rmessu n gstech n i sch -

u nd verwa ltu ngsa ufwendi ge) Vermessu ng a uf
der Grundlage des Katasternachweises. Die
einzigen Bedingungen sind seitdem,

. daß die neuen Flurstücksgrenzen eindeu-
tig in ihrer Lage vorgegeben sind, z. B.

durch Maße, bestehende Grenzpunkte, be-

stimmte Flächenvorgaben, und



. daß das Liegenschaftskataster sachgerecht
gefuhrt werden kann, d. h. kontrollierte
Auswertung, Fortführung durch eindeuti-
ge Einpassung in den Nachweis.

AIle Entscheidungen für eine Sonderung
im Rahmen dieses sachverständigen Ermes-

sens sind richtig und, darauf verwies Herr
Bunjes besonders, eben ein ,,stabiler Trend"
der Zeit !

Verwaltungsmäßig ist der Vorgang ,,Ah-
trag - Bildung des neuen Flurstücks - Über-
nahme in das Liegenschaftskataster" nach-
vollziehba r zu dokumentieren. Aber auch da-
bei stellt sich die Frage, was ist dafür zwin-
gend erforderlich oder auf was kann vielleicht
verzichtet werden? Mit wie wenig man u. U.

und gleichwohl nachvollziehbar leben kann,
zeigt ein Beispiel von 1913, in dem Antrag,
Fortführungsriß und Übernahme in einem
Dokument festgeha tten wurden.

Daß auch hier ein Umdenken ,,denkbar"
ist, zeigte der Herr Bunjes daran, daß er die in
u nserer Verwa ltu n g vorherrschende Mei n u h§f ,

alles fur den Zweifelsfall des Beweises aufbe-
wahren zu müssbn, relativierte. Gegenstand
des Beweis es, z. B. der U rku nde (d ie a ls ei nztg
zuverlässiges Beweismittel gilt), ist der ge-
dankliche lnhalt (eine Fotokopie kann auch
unbeglaubigt eine Urkunde sein!). Bewiesen
gilt dabei prozeßrechtlich allerdings nur die
Erklärung oder der Vorgang, nicht jedoch
deren inhaltliche Richtigkeit; diese unterliegt
immer der richterlichen Würdigung ! Eine
mangelhafte Urkunde verliert nicht automa-
tisch jede Beweiskrafq fehlt ein Erfordernis
nach ZPO, tritt lediglich eine freie Beweis-
würdigung ein. Aus Beweisgründen reicht es

insoweit hin, wenn in einem urkundsgerechten
Schriftstück dokumentiert ist, daß und wie der
Vorga ng (Verwa ltu ngsakt) stattgefunden hat.
Denn ein bestandskräftiger Verwaltungsakt
ist ,,in der Welt"; die Beteiligten müssen auf
dessen Richtigkeit vertrauen können (Ver-
mutungswirkung) und im Zweifel eben selbst
den Beweis des Gegenteils antreten. Eine
Verinnerlichung dieses Sachverhalts könnte
durchaus zu einer Verschlankung der gesam-
ten Dokumentation führen:

. Aufbewahrung von Schriftgut maximal
nach den Fristen der N iedersächsischen
Aktenordnung ,

. Aufbewahrung der Belege der Eintragung
tatsächlich nur bis zum Abschluß des Ver-
waltungsverfahrens (siehe auch Nr. 6.1 der
Verwaltungsvorschriften zur Führung des

Li eg e nsch aftskataste rs),
. Vernichtung aller verfahrensbedingter

Unterlagen nach Ablauf der Rechtsbehelfs-
fristen , z.B. der Bekanntgaben, Vollmach-
ten und Rechtsbehelfsverzichte und

. Zusammenführung von Fortführungsriß
und Niederschrift zu einem Dokument.

ln diesem Zusammenhang mahnte Herr
Bunjes aber auch das Problem der Alterungs-
beständigkeit von Papieren an. Die zur Zeit
aus Umweltgründen eingesetzten Papiere sind

in der Regel nicht alterungsbeständig. Histori-
sche Papiere aus reiner Zellulose hingegen
haben heute bereits eine Alterungsbestän-
digkeit von 1.500 Jahren erreicht. Zur lnfor-
mation verwies er auf die DIN-ISO 9706 ,Pa-
pier für Schriftgut und Druckerzeugnisse", ih

dem Sinne: Weniger, aber dafur alterungs-
beständ ig dokumentieren !

Der letzte Vortragsblock, der auch die Pra-
xis, wenngleich nicht die alltägliche, betraf,
hatte das Thema ,,Händlungsvollzug im Ver-
waltungsverfahren". Er wurde von

Frau Diers
mit Ausführungen zur Anordnung der sofor-
tigen Vollziehung
und
Herrn Rudschuck
mit der Vorstellung des Verwaltungszwanges

ausgefüllt. Da diese beiden Themen auf ein
großes lnteresse stießen, sollen diese Referate
in dem nächsten Heft der Nachrichten von den
Referenten selbst vorgestellt werden.

Zu den wesentlichen lnhalten dieser Ver-
anstaltung müssen auch die Ergebnisse der
Diskussionen, der Gruppenarbeit und der,,äk-
tuellen Stunde " gezählt werden. Eine Zusam-
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menfassung der vielfältigen und konstrukti-
ven Beiträge, Anregungen und Vorschläge
würde allerdings den Rahmen diese Berichtes
sprengen, so daß ich nur ein paar ,,Momente"
hervorheben kann. So brachten die Diskussio-

nen zum vorgese-henen NVermG wie auch die
Gruppenarbeit zur Neufassung einer Durch-
führungsverordnung die eine oder andere
Schwachstelle im vorliegenden Gesetzesent-
wurf ansTageslicht, u. a. den hohen Anspruch,
der mit einem flächendeckenden Nachweis
öffentl ich-rechtl i cher Festl eg u n gen verbu nden
ist. Hierzu stellt sich die Frage, ob ein solcher
Anspruch aktuell garantiert werden kann und
für die zur Zeit zugelassenen öffentlich-recht-
lichen Festlegungen überhaupt immer sinn-
voll ist (z .8. Veränderungssperre nach BaUGB).

Mit gemischten Gefühlen wurden natürlich
die,,Juckepunkte",,Liberalisierung der Be-

fugnis zur Auszugserteilung" und ,,Aufgabe
des staatl ichen Abma rku n gsgebots " d iskuti ert.
Die Sorge um die Arbeitsplätze und das gute
Verhältnis zu den Bürgerinnen und Bürgern
konkurrierte hierbei mit der durchaus nach-
vollzogenen, in der heutigen Zeit als notwen-
dig, angesehenen Öffnung des Dienstlei-
stu ngsa ngebots.

Anzumerken sind aber auch z. B. die Anre-
gungen aus der Gruppenarbeit, die darauf
abzielen, die Dokumentation von Liegen-
schaftsvermessungen zu verbessern; zum ei-
nen durch Nutzung der automatisierten
Geschäftsnachweise und der ALK, zum ande-
ren durch eine Trennung der formalen Ver-
waltungsvermerke von den inhaltlichen Fest-
stellungen. Einmal mehr wurde in diesemZu-
sammenhang deutlich, daß Ermessensspiel-
räume vor Ort effektives Verwaltungshandeln
fördern. Ebenfalls durch die Gruppenarbeit
beeinflußt ist auch auf das Einvernehmen dar-
über hinzuweisen, daß mit dem vorgesehe-
nen neuen Verfahren zur Gebäudevermessung
eine Kooperation mit den Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieuren im lnteresse der
Bürger zwingend ist; unabhängig von deren
Gestaltung sollten vorliegende Anträge zen-
tral und möglichst für alle Aufgabenträger
abrufbar reg istriert werden.

Von einigen Teilnehmern wurde bedau-

ert, daß die neuen Gedanken und Konzepte
erst auf dieser Fortbildungsveranstaltung dis-

kutiert worden und nicht schon weit vorher
bis in die Ortsinstanzen durchgedrungen sind.
Manche Diskussion wäre dann wohl anders
verlaufen und auch das lnnenministerium hät-
te sich so manche Eingangskritik erspart!

Mit diesem Satz möchte ich schließen und

noch einmal auf die Überschrift dieses Berich-

tes hinweisen. lch hoffe, daß diejenigen, die
nicht bei dieser Fortbildungsveranstaltung
dabeisein konnten, diese inhaltliche Zusam-

menfassung zum Anlaß nehmen, mit den Kol-

leginnen und Kollegen, die dabei waren das

neue Gedankengut zu diskutieren und so kon-
struktiv an der Umsetzung eines neuen Fach-

rechts - wie auch immer es letztlich gestaltet
sein wird - mitzuwirken.

Anmerkung

Der auch auf dieser Fortbildungsveranstal-
tung vorgestellte ,,Fdhrplan" für ein vorgese-
henes lnkrafttreten der Neufassung des Ge-

setzes zum 01 .01 .1998 muß geändert werden.
Die sehr konstruktiven Gespräche mit den
Vertretern der kom m u na len Spitzenverbä nde
im Rahmen der Verbandsbeteiligung haben
dazu gefuhrt, das Verfahren vorläufig t,anzt)-
halten" und das Ergebnis eines zur Zeit vor
dem Niedersächsischen Staatsgerichtshof an-
hängigen Verfahrens zur Klärung des kom-
munalen Fina nzausgleichs abzuwarten. Die
zu erwartende Entscheidung wird voraussicht-
lich die vorgesehene Kostenregelung für die
kommunalen Körperschaften hinsichtlich der
Nutzung der Nachweise des Liegenschafts-
katasters für Aufgaben im übertragenen/ei-
genen Wirkungskreis, insbesondere auch un-
ter Berücksichtigung der wirtschaftlichen An-
sätze in der Landesverwaltung, beeinflussen.
Die mit der Gesetzesneufassung beabsichtig-
te Anderung des ,,Status quo" für die kommu-
nalen Körperschaften kann deshalb nicht kurz-
fristig einvernehmlich geklärt werden. Der
Gesetzentwurf soll in der nächsten Legislatur-
periode zügig eingebracht werden.
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Neuerscheinung:

Niedersachsen
jetzt auch im Maßstab 1: 50 000 auf CD-ROM

Von Hans-Jürgen Gau

Neben der CD-ROM ,,NIEDERSACHSEN
Digitale Karten" im Maßstab 1 : 100 000 sind
bei der Landesvermessung + Geobasisinforma-
tion Niedersachsen (LGN) jetzt auch alle 132
Blätter der Topographischen Karte 1 : 50 000
in digitaler Form erschienen. Dem vielfach
geäußerten Wunsch, auch Rasterdaten in die-
sem Maßstab auf einer CD-ROM anzubieten,
ist damit entsprochen worden.

Das neue Produkt bietet zusätzlich zu den
von der CD-ROM ,,NIEDERSACHSEN - Digitale
Karten" bekannten Funktionen wie

Wechsel zwischen Kartenwerken und Maß-
stä ben
B lattsch n ittfreies Scrol len
Positionieren nach 15 000 Ortsnamen
Messen von Entfernungen und Flächen
Export von Kartenausschnitten über die
Wi nd ows-Zwischen a b I a g e

Einblenden der Verwa ltungsgrenzen
(Vektor)
Zeichenfunktionen in separaten, speicher-
baren Ebenen

weitere Nutzungsmöglichkeiten, die die CD-
ROM zunehmend auch für professionelle Nut-
zer interessant macht.

So können über die integrierte Datenbank-
a n bi nd u n g I nformationen georeferenziert ei n-
gegeben werden. Die Datensätze können mit
Symbolen verknupft in den Karten visualisiert
werden. Einfache thematische Karten sind
somit aus den Datenbeständen herleitbar. Die
Verbindung zu einer vordefinierten ACCESS-
Datenbank findet dabei über die ODBC-
Sch n ittstelle von M icrosoft statt.

Standardmäßig ist eine GPS-Anbindung
realisiert, die handelsübliche GPS-Empfänger

unterstützt. So können beispielsweise bei Ver-
wendung der entsprechenden Hardware wäh-
rend einer Autofahrt die Positionen des Fahr-
zeuges auf der digitalen Karte verfolgt wer-
den. Andererseits ist es auch möglich, GPS-

Koordinaten aus einer Datei zu lesefl, um eine
a ufgenom mene Route nachvol lziehe n zu kön-
nen.

Es werden alle gängigen geodätischen
Koordinatensysteme unterstützt. Außerdem
können eigene gescannte Karten oder andere
Rasterdaten wie Luftbilder importiert wer-
den. Alle Karten können ausgedruckt werden,
wobei der druckbare Bereich nicht auf den
B i ldsch i rm i n ha lt besch rä n kt blei ben mu ß, son-
dern auch über Koordinaten def iniert werden
kann.

Diese CD-ROM ist Bestandteil der Serie
Top50. Für alle Bundesländer erscheinen suk-
zessive insgesamt 14 untereinander kompati-
ble CDs, die durch die Landesvermessungen
herausgegeben werden.

Systemvora ussetzu ngen si nd ei n I B M-kom-
patibler PC ab 486,8 MB RAM und eine Graphik-
karte mit 256 Farben, sowie MS-Windows 3.x,
Ms-Windows 95 oder Ms-Windows NT. Die
CD-ROM kostet 118 DM und kann über den
Buchhandel, die Vermessungs- und Kataster-
behörden oder bei der LGN - Kartenvertrieb,
Warmbüchenka mp 2, 30159 Hannover, Tele-
fon(05 11) 3673-288, Fax:(05t1) 3673-
5 40, Internet http://www.lgn.de bezogen
werden.
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Buchbesprechung

Europa wächst zusammen - 5. Symposium zur Vermessungsgeschichte
Herausgeber: Hartwig Junius und Kurt Kröger, Verlag Konrad Wittwer, Stuttgart 1995;

88 Seiten, 16,80 DM; |SBN 3-87919-199-9.

Klein aber fein, so könnte man den
Tagungsband des 6. Symposiums zur Vermes-
sungsgeschichte in Dortmund am 12.2. 1996

im Museum für Kunst und Kulturgeschichte
überschreiben. Die Veranstalter, der Förder-
kreis Vermessungstechnisches Museum e.V.

und das Museum für Kunst und Kulturge-
schichte haben vier bedeutende Referenten
aufgeboten, um das aktuelle Thema Europa
aus ingenieurtechnischer Sicht eindruchsvoll
zu beleuchten.

D. Hoffmann (Max-Planck-lnstitut fur
Wissenschaftsgeschichte, Berl in) beschrei bt d ie

,,Normung von Maß, Zeit und Gewicht, vom
deutschen Zollverein bis zur Physikalisch Tech-

nischen Bundesanstalt". Dabei spannt er den
Bogen von einzelnen Maß- und Gewichts-
ordnungen in Deutschland, über die Maß-
und Gewichtsordnung für den Norddeutschen
Bund bis zur Meterkonvention (1875) und

deren nachfolgende Organe. Die Forschungs-

und Koordinierungsarbeiten des Physikalisch

Technischen Reichsamtes, dem Vorläufer der
Physikalischen Technischen Bundesanstalt bil-
den den Abschluß dieses verständlich geschrie-

benen Beitrages.

A. Hochwartner (Bundesamt für Eich- und

Vermessungswesen, Wien) stellt in seinem

Beitrag ,, Das Kataster am Wege von der natio-
nalen Steuergrundlage zum Werkzeug euro-
päischer Bodenpolitik' den Weg des österrei-
chischen Katasters in den Vordergrund, des-

sen Wu rzeln bis zum Beginn des 18. Jahrhun-
derts zurückreichen . Zu erwähnen sind hier-
bei die Stichworte Mailänder oder Theresi-

anischer Kataster. Der Weg führte dann über
das Allgemeine Grundbuchanlegungsgesetz
(1 871) und das Vermessungsgesetz (1 958) bis

zu m Beitritt Österreichs zur Eu ropä ischen
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Union und den damit verbundenen Proble-
men.

,,Von Gaußzu Baeyer und Helmert- Frühe
ldeen und lnitiativen zu einer europäischen
Geodäsie" lautet der Beitrag von W. Torge
(lnstitut für Erdmessun§, Hannover). Darin
beschreibt er spezielle Arbeiten zur Bestim-
mung der Erdfigur (Gradmessungen) gefolgt
von einem Beitrag über ,,die Wissenschafts-
organisation - von der europäischen zur glo-
balen Geodäsie". Der Beitrag beschreibt ein-
drucksvoll, wie sich die Geodäsie als eigen-
ständige Wissenschaft aus der Fragestellung

,, Bestimmung der Erdf igur" entwickelt hat.

H. Seeger (Bundesamt für Kartographie
und Geodäsie; ehem. lfAG, Frankfurt) been-
det mit seinem Artikel ,,Europäische Koordi-
naten - gestern und heute" diese interessante
Publikation. Neben den aktuellen Anforde-
rungen an ein geodätisches Referenzsystem
kritisiert der Autor mit deutlichen Worten die
derzeitige Situation nationaler Referenz-
systeme in Europa. Weiterhin beschreibt er
mit knappen Worten die Entstehung und den

aktuellen Stand des Projektes Europäisches
Referenzsystem EU REF.

Der Tagungsband, der nicht als Fachbuch

mißverstanden werden darf, schildert in ein-
drucksvoller Weise, wie Geodäten am Werde-
gang von Bezugssystemen für Maß, Gewicht
und Zeitbeteiligt waren und wie sie bis heute
an der Definition der Gestalt unserer Erde

mitwirken - eine durchaus !ohnende Lektüre.

Cord-Hinrich Jahn



Johann Demharter: Grundbuchordnung
mit dem Text des Grundbuchbereinigungsgesetzes,
Vorschriften
22., neubearbeitete Auf lage 1997, XlX, 1345 Seiten.
Verlag C. H. Beck, München, ISBN 3-406-41972-0

der Grundbuchverfügung und weiteren

ln Leinen: DM 128,-

Wie alle Beck'schen Kurzkommentare, so

ist auch dieser Kommentar zur Grundbuch-
ordnung wiederum auch für diejenigen, die in
ihrer beruf lichen Praxis mit dem Grundstücks-
recht konfrontiert werden und nicht der juri-
stischen Fakultät angehören, ein zuverlässi-
ger ,,Begleiter". Dadurch, daß der Text über-
sichtlich gestaltet ist und die zugehörige Recht-
sprechung und Gesetzgebung umfassend zu-
sammengestellt ist, lassen sich die,Fälle"
schnell und gründlich klären. Der Rezension
der 21. Auflage des ,,Demharter" von Herrn
Möllering im Heft 3195 dieser Nachrichten-
reihe ist insoweit nichts hinzuzufügen; auch
diese Neuauf lage kann uneingeschränkt emp-
fohlen werden. Allerdings sind die von Herrn
Möllering angemahnten terminologischen
,,Schönheitsfehler" noch nicht bereinigt wor-
den; so wird der Benutzer wohl weiterhin die
mit einem anderen Bedeutungsinhalt behaf-
tete,, Katasterpa rzelle" a !s,, Flurstück" identi-
fizieren und das ,,Liegenschaftsamt" als die
amtliche,,das Liegenschaftskataster führen-
de Behörde" betrachten müssen. Vielleicht
sind diese Schönheitsfehler aber auch zur Er-
innerung an die Historie des Werks beibehal-
ten worden - mit der aktualisierten22. Aufla-
ge des Kommentars wird nämlich gleichzeitig
dem 100jährigen Alter der Grundbuchordnung
vom 24.3. 1897 gedacht!

Während die letzte Auflage grundlegen-
de und umfassende Anderungen, bedingt
d u rch das Reg isterverfa h rensbesch I eu n i g u n gs-
gesetzvom 20.Dezember '1993, zu berücksich-
tigen hatte, waren mit dieser Neuauflage
,,ru r" die Rechtsprechung und Gesetzgebung
etwa eines Jahres aufzuarbeiten. Gleichwohl
führte u. a. das Sachenrechtsänderungsges etz,
das E i nfü h ru ngsges etz zur ! nsolvenzord n u n g,
das Telekommunikationsgesetz sowie die Ver-

ordnungen über Gebäudegrundbücher und
zur Anderung der Verordnung zur Durchfüh-
rung der Schiffsregisterordnung zu verschie-
denen Novellierungen, vor allem im Grund-
buchbereinigungsgesetz und in der Grund-
buchverfügung sowie zur Neufassung der
Gebäudebuchverfügung und der Wohnungs-
grundbuchverfügung. Wenngleich diese An-
derungen diesmal auch keine unmittelbare
Bedeutung f ur die Vermessungs- und Kataster-
verwaltung haben, so sind sie durch die sach-
I iche Verkn u pf u ng der G ru nd buchverwa ltu ng
mit der Vermessungs- und Katasterverwaltung
immer von lnteresse. Der,,Demharter" sollte
deshalb ein fester Bestandteil jeder,,ver-
messungs- und katasterbehördlichen' Biblio-
thek sein.

Annegret Kähler-Stier
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J. Simon, K. G. Cors, M. Troll: Handbuch der Grundstückswertermittlung
Verkehrswert, Feuerversicherungswert, Steuerbilanzwert, Einheitwert, Grundbesitzwert bei

Geschäfts- und Fabrikgrundstücken. Unter Mitarbeit von W. Grotlüschen
Verlag Franz Vahlen GmbH, München 1997,4. neu bearbeitete und erweiterte Auflage 1997,

XXl, 1107 Seiten. ln Leinen: 248,_DM,lsBN 3-8006-2148-7

Ein Handbuch, das - wie im vorliegenden
Fa ll u mfassend a uf Rechtsvorsch riften,
Gerichtsentscheidungen, Normen und sonsti-
ge Regelwerke aufbaut, unterliegt einem ge-
wissen Zwang zur Aktualisierung. Folglich
haben zahlreiche Anderungen und Entschei-
dungen seit der 3. Auflage des Handbuchs im
Jahr 1992 Eingang in die Neuauflage gefun-
den.

Ausgelöst durch die Beschlüsse des Bun-
desverfassungsgerichtes vom 22. Juni 1995 zur
Zugrundlegung der Einheitswerte des Grund-
besitzes mit Stichtag 1 . 1.1964 bei der Festset-

zung von Vermögens- und Erbschaftssteuer,
schuf das Jahressteuergesetz 1997 neue
Bewertungstatbestände. Neben den weiter-
hin festzustellenden Einheitswerten für die
Grundsteuer sind zusätzlich fur die Erbschafts-
und Schenkungssteuer (ab 1. 1. 1995) und für
die Grunderwerbssteuer (ab 1. 1. 1997) die

,,G ru nd besitzwerte" festzuste! len.

Die Neuauflage umfaßt aktualisiert und

ergänzt folgende Kapitel:
. Wertbegriffe - Ku rzerläuterungen der in

den folgenden Kapiteln verwendeten
Wertbegriffe.

. Verkeh rswert Verkeh rswerterm ittlu ng

einschließlich spezieller Objekte wie älte-
re Fa bri kg ru ndstücke, Hotels, Verbra ucher-
märkte, Warenhäuser sowie besonderer
Problemstellungen in den neuen Bundes-

lä ndern.
. Feuerversicheru ngswert - Werterm ittlu ng

vor und nach einem Versicherungsschaden,
vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten,
geschichtliche Entwicklung, gesetzliche
Grund lagen.

. Steuerbila nzwert Anschaff u ngskosten,

Herstel I u n gskosten, Absch rei bu ngen, Tei !-
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wertermittlung, Abschreibungsberech-
tigter, Gebäudeteile als selbständige Wirt-
schaftsgüter, D-Markbilanzwert in den
neuen Ländern.

. Rentenbarwert - Versicherungsmatherna-
tischer Barwert für Grundstücke auf Renten-
basis, Zeitrente, Leibrente.

. Abgrenzung des Grundstücks Abgren-
zung nach bürgerlichem Recht, für steuer-
liche Zwecke, Begriff des Gebäudes, Ab-
grenzung einzelner Gebäudeteile von
Betriebsvorrichtungen, Abgrenzung der
Au ßena n lagen von Betriebsvorrichtu ngen.

. Einheitswert I (alte Bundesländer) - Unbe-
baute und bebaute Grundstücke, Ertrags-
wert- und Sachwertverfah ren, Werterm itt-
lung in Sonderfällen, Hauptfeststellung,
Nachfeststellung, Aufhebung und Fort-
schreibung der Ei nheitswerte.

. Einheitswerte ll (neue Bundesländer)
Anzuwendende Vorschriften des BewG

1 965, anzuwendendes Bewertungsrecht f ür
die Grundstücke im Gebiet der ehemaligen
DDR.

. Grundbesitzwert - Verfahren der Grund-
besitzbewertung, unbebaute und bebaute
Grundstücke, Sonderfälle des S 147 BewG,

E rbbaug ru ndstücke, Gebä ude a uf fremdem
Grund und Boden, Grundstücke im Zustand

der Bebauung, Gebäude und Gebäudetei-
le für den Zivilsch utz.

ln den aufgeführten Kapiteln wird die
Verkehrswertermittlung, die Versiche-

rungswertermittlung sowie die steuerliche
Wertermittlung für Geschäfts- und Fabrik-
grundstücke durch die Autoren Simon, Cors,

Troll und Grotlüschen umfassend und fundiert
abgehandelt. Die Fülle praktischer Beispiele,

Diagramme und Schemata in Verbindung mit
den ei nsch I äg i gen Rechtsvorsch riften, Normen,



lndex- und Koeffizientenreihen ermöglichen
den sofortigen Einstieg in die jeweilige Pro-

blemstellung. Darüber hinaus ist der Blick hin-
ter die Kulissen der Nachbardisziplinen alle-
mal interessant und aufschlußreich.

Für Bewertungsfachleute wie fur jene die
nur,,nebenberuflich" Renditeobjekte bewer-
ten ist die Neuauflage des Handbuchs glei-
chermaßen konkrete Arbeitshilfe und ohne
Einschränkung zu empfehlen.

Dieter Stündl
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Peter Leiberich (Hrsg.)

Business Mapping im Marketing
1. Auflage 1997. @ Herbert Wichmann Verlag GmbH, Hüthig GmbH, Heidelberg

Das vorliegende Buch beschreibt in insge-
samt 18 Einzelbeiträgen den gesamten The-
menkreis des Einsatzes von Geoinformations-
systemen, Geobasisdaten und Fachdaten zum
Nutzen des Marketings für die unterschied-
lichsten Bereiche. Es ist in die zwei Hauptab-
schnitte,,Grundlagen" und,,Anwendungen"
gegliedert. Während im ersten Abschnitt so-
wohl Begriffe aus der Welt des Business
Mapping als auch aus dem umfangreichen
Gebiet der Geoinformationssysteme kurz und
bündig dargestellt und Einsatzmöglichkeiten
von Techniken des Business Mapping erläu-
tert werden, kommen im zweiten Teil des
Buches die bereits in der Praxis erprobten
Anwendungen ausführlich zur Sprache.

Bereits die Einleitung greift wesentliche
Vorteile des GlS-orientierten Arbeitens im Mar-
keting auf, nämlich sowohl den einheitlichen
Raumbezug aller Daten, der für entsprechen-
de Analysen, Abfragen oder Optimierungs-
probleme zwingend notwendig ist, als auch
die eff iziente Arbeitsweise bei der Umsetzung
der Ziele des Marketings unter Zuhilfenahme
einer entsprechend rechnergestützten karto-
graphischen Visualisierung. Der Verfasser (Pe-

ter Leiberich) macht deutlich, daß Business

Mapping-Systeme im Grunde nichts anderes
als GIS mit sehr ,,spezialisiertem Funktionsum-
fang" sind. Hinweise zu weiterführender Lite-
ratur runden die Einleitung ab.

lm folgenden wird in unterschiedlichen
Beiträgen das derzeit verfügbare Angebot an

Hard- und Softwa re zur lmplementierung von

Business Mapping-systemen (Wolfgang
Schwetz), a n Geobasisdate n der Vermessu n gs-

verwaltungen (Friedrich Christoffers) und an

thematischen Daten verschiedener Datenan-
bieter beleuchtet. Während der Beitrag

,,Geodaten für das Business Mapping: Die

Karten" von Wilhelm Steingrube ausgespro-
chen gelungen auf nur wenigen Seiten die
wesentlichen Fragen beantwortet, die bei

Neueinsteigern in das Gebiet des Business

Mapping auftreten, etwa zu Themenkom-
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plexen wie Vektor- oder Rasterdaten, Karten-
grundlagen, oder Raumbezug und räumlichen
Gliederungssystemen, vervollständigt der Be-

richt ,,Die organisatorische Einbindung des
Business Mapping" von Werner Tappert den
ersten Teil des Buches mit der Schilderung
einiger praktischer Anwendungen des Busi-
ness Mapping fur konkrete Marketing-Aufga-
ben versch iedener Wirtschaftszweige.

lm Teil ll des Buches wird eine ganze Reihe
von Anwendungen des Business Mapping de-
tailliert von mehreren Autoren beschrieben.
Dabei kommen so unterschiedliche Einsatz-
möglichkeiten wie die Steuerung des Außen-
dienstes von Unternehmen, die Optimierung
von Verkaufsregionen, die Lenkung von Ser-
vicefahrzeugen eines Automobilherstellers
(E i nsat zfür d ie Ku nden betreu u ng), d ie Tou ren-
planung und Wegeoptimierung im logistischen
Bereich, das Zielgru ppen ma rketi n g, d ie Sta nd-
ortplanung im Einzelhandel oder Risikoab-
schätzungen, die von Versicherungen durch-
gefuhrt werden müssen , zur Sprache. Den Au-
toren des zweiten Teils ist es gelungen, diese
Bandbreite von Anwendungen anschaulich
darzustellen und die Bedeutung von Business
Mappi ng-Systemen a ls u nerlä ßl iche Werkzeu-
ge des modernen Marketings hervorzuheben.

Obwohl es sich bei dem Buch um eine
Sammlung einzelner Aufsätze handelt, muß
es doch als zusammenhängendes Werk ver-
standen werden. Die Abhandlungen des er-
sten Teils bauen geschickt aufeinander auf,
der zweite Teil bietet eine Fülle von Anwen-
dungsbeispielen. Auch wenn eine durchge-
hend farbige Gestaltung des Buches seine
Anschaulichkeit noch gesteigert hätte, kann
es zur Lektüre für interessierte Neueinsteiger
und Anwender des Business Mapping, aber.
auch für Fachleute aus dem GIS-Sektor, die
sich über entsprechende GIS-Anwendungen
im Marketing informieren wollen, auf jeden

Fall empfohlen werden.

Peter Creuzer



Doris Dransch:
Computer-Animation in der Kartographie. Theorie und Praxis.

Springer-Verlag Berlin, Heidelberg, New York 1997,145 Seiten, 47 Abb., 15 Tabellen, DM 78,*

tsBN 3-540-61829-5.

Statische Karten sind aufgrund ihrer be-

sch rä n kten Da rstel I u n gska pazität n icht i m mer
geeignet, die vielfältigen Beziehungen raum-
und raumzeitbezogener Phänomene einem
breiten Publikum anschaulich aufzuzeigen.
Ausgehend von dieser Feststellung entwickelt
die Autorin ein konzeptionell klares P!ädoyer
für die Einbeziehung dynamischer kartogra-
phischer Ausdrucksformen in die Wissensver-
mittlung räumlicher Veränderungen und Zu-

sammenhänge durch die konsequente Nut-
zung von Techniken der Computer-Animati-
on, die ihren Ursprung nicht in den Geowis-
senschaften haben, sondern in der allgemei-
nen (Trick-)Film- und Fernsehtechnik. Folge-
richti g gehören Dreh bücher (h ier: Storyboa rds)

und Soundtracks zum notwendigen Reper-

toire, um Animationsprozesse zu planen und
zu erstellen.

Das Buch gliedert sich neben Einleitung
und Ausblick in sechs Hauptkapitel, wovon
sich vier mit der Theorie der Computer-Ani-
mation befassen. Die Computer-Animation
(Cn1 wird definiert als eine vollständig am

Computer generierte Bildsequenz aus sich
suksessiv verändernden Darstellungen. Die
Veränderungen stehen in einem Iogischen
Kontext und können sich auf alle bild-
beschreibenden Parameter beziehen. Die Au-
torin grenzt zunächst die allgemeine karto-
graphische Darstellung von der CA ab und
macht d ie weitergehenden Anwend u ngsmög-
lichkeiten der kartographischen CA beson-
ders in den Feldern der geowissenschaftlichen
Exploration, Verifikation und Demonstration
deutlich. Ausgehend von den theoretischen
Grundlagen der allgemeinen CA geht die Au-
torin in den beiden umfangreichsten Kapiteln
auf die Grundlagen der temporalen sowie der
nontemporalen kartographischen Animation
ein. Dabei werden die Veränderungsvor-
schriften bezüglich der kartographischen
Objektmerkmale Position, Form, Größe, Rich-

tung, Farbe, Helligkeitswert und Textur aus-

führlich und sehr anschaulich erläutert.
Die Praxis der CA wird den Lesern durch die

Beschreibung von Aufbau und Leistungsmerk-
malen handelsüblicher Animationssoftware
vermittelt und durch eine beigefügte CD-ROM

mit vier konkreten Beispielen kartographi-
scher Animationen vor Augen geführt. Die

Beispiele sind im Rahmen studentischer Semi-

nare an derTU Berlin entstanden und entspre-
chen leider nicht ganz dem heute üblichen
Standard; sie zeigen nur einfache temporale
Themen (2. B. Entwicklung des Aral-Sees) und
klammern 3D-Darstellungen und nontem-
porale Animationen aus.

lnsgesamt zeigt das Buch jedoch speziell
die Theorie der kartographischen CA in ihrem
gesamten Spektrum geschlossen und über-
sichtlich auf. Es wird jedem, der sich an die
Aufga be macht, ra u m(zeit)bezogene Sachver-

halte in bewegten kartographischen Bildern
zu veranschaulichen, helfen, ansonsten un-
vermeidbare Fehler zu vermeiden oder zu-
mindest zu reduzieren. Zudem wird mit die-
sem Buch ein Themenbereich aufgegriffen,
der bislang nur im anglo-amerikanischen
Sprachraum umfassend behandelt worden ist.
ln Anbetracht ständig steigender PC- und
Workstation leistu ngen wi rd ei ne ka rtog ra ph i-
sche Technik erläutert, die nicht nur im Trend
liegt, sondern auch starke lmpulse bei der
anschaulichen Vermittlung komplexer geo-
g ra ph ischer u nd ökolog ischer Zusammenhän-
ge geben kann. Das Buch sei insbesondere
denen empfohlen, die in der Geowissenschaft
und Kartographie dynamische Karten bzw.
Bildsequenzen produzieren wollen.

Ernst Jäger
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J. F. Benzenberg:
Über das Cataster
Schriftenreihe des
der Ausgabe 1818
Verlag Chiemlorz,

1818
Förderkreises Vermessungstechnisches Museum e.V., Band 24, Reprint nach

Wiesbaden 1gg7,ISBN 3-87124-165-2. Gbd. DM 39,80 (+ Versandkosten)

Benzenberg galt als hervorragender Physi-
ker, Astronom und liberaler Politiker; als Geo-
dät widmete er sich der angewandten Geome-
trie: seit 1805 war er Leiter der Landes-
vermessung im damaligen Großherzogtum
Berg. Als 1813 die Nieder-Rheinlande an Preu-
ßen fielen, verlor Benzenberg seine Amter;
später schrieb er in der Schweiz als Privat-
gelehrter seine zwei Bücher ,, Über das
Cataster": 1. Buch, Geschichte des Catasters;
2. Buch, Verfertigung des Catasters.

Die wichtigsten Grundsätze daraus lauten:
,,Beim Kataster ist die Hauptsache, daß es

fertig werde; dann zweitens, daß es genau
werde." Dieser Satz Benzenbergs ist den mei-
sten Geodäten seit ihrem Studium vertraut.

ln einem Brief an Ludwig Freiherr von
Vincke, den ersten Oberpräsidenten der Pro-
vinzWestfalen, schrieb er: ,,Das einzige Verdi-
nest, das ein Geometer sich noch erwerben
kann, ist, daß er klar den Zweck der Messung
übersieht, und dann klug die Mittel wählt,
durch die er zum Ziele kommt - und ohne sich
weder durch unnötige Gelehrsamkeit noch
durch unnötige Genauigkeit irre machen zu
lassen. "

H. Minow hat in einem vierseitigen Vor-
wort Leben und Werk von Benzenberg be-
schrieben, dann 105 Seiten aus dem ersten
Buch und 55 Seiten aus dem zweiten Buch
ausgewählt (mit 4 Seiten Abb. der lnstrumen-
te und Werkzeuge); es folgen ca. 30 Seiten
'lnhalt' des Originals.

,, Der Förderkre is Vermessu ngstech n isches

Museum will mit dem hier vorliegenden Re-
print einen Zugangzudem bis heute ausstrah-
lenden Werk eröffnen, aus dem allgemein-
interessierende Kapitel für die Veröffentli-
chung im 150. Todesjahr von Johann Friedrich
Benzenberg ausgewäh lt wurden. "

Dieses Buch ist noch heute für all diejeni-
gen von Bedeutun§, die sich für das Kataster
und dessen Geschichte interessieren. Dem För-
derkreis ist zu danken für seine lnititative zum
Nachdrucken, dem sehr interessanten und
ansprechenden Band ist eine große Verbrei-
tung zu wünschen.

W. Tegeler
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Peter Perszewski:
Unter himmlischer Verwaltung - Heitere Satiren aus dem Behördenalltag -
77 Seiten. Das Büchlein wird vom Verfasser zum Selbstkostenpreis von 5,80 DM zuzüglich Porto
und Verpackung abgegeben.

Nach den satirischen Geschichten ,,Herr petenz und Sachkunde besitzen. Allgemeines
Finanzminister, derTeufel läßtschon grüßen" Ziel einerSatire ist ja die Einsicht in die Lächer-
hat Herr Perszewski jetzt sein zweites Büch- lichkeit, KritikwürdigkeitodergarGefährlich-
lein herausgegeben, mit 12 kleinen Geschich- keit der geschilderten Sachverhalte.
ten: von den ,,Beamtenweisheiten" bis hin Dem Büchlein sind viele Leser und den
zum ,,Ableben nach Dienstvorschrift". Lesern viele Einsichten zu wünschen.

Mit Humor und einem kräftigen Schuß Es kann bestellt werden bei Peter
bissiger Satire beschreibt der Autor die Küm- Perszewski, Kampstraße 28, 30880 Laatzen,
mernisse und kleinen Freuden des Arbeits- Telefon (05 11) 87 60 99 (werktags ab 15.30
alltages der Mitarbeiterinnen und Mitarbei- Uhr).
ter des öffentlichen Dienstes in Amtern und
Ministerien, wobei seine Ausführungen Kom- W. Tegeler
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